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Vorwort 
 

Zur Neuaufstellung und Änderung Regionaler Raumordnungsprogramme (RROP) müssen durch die 

Träger der Regionalplanung neben etlichen materiellen auch formelle Anforderungen beachtet und 

eingehalten werden. Diese Arbeitshilfe soll Hilfestellungen zu einem Teil der Formalia geben. 

Nachfolgend werden Muster-Formulierungen für öffentliche Bekanntmachungen, Anschreiben an die 

in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen sowie für die Erstellung von RROP-Satzungen 

gegeben.   

Diese Arbeitshilfe ist unter Federführung des Niedersächsischen Landkreistages (NLT) in enger 

Kooperation mit dem Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz als oberster Landesplanungsbehörde (ML) entstanden. Die Mustertexte wurden 

in einer Arbeitsgruppe entwickelt. Den Mitgliedern der Arbeitsgruppe sei an dieser Stelle herzlich 

gedankt. Durch deren Zusammensetzung wie auch der umfassenden Beteiligung der 

niedersächsischen Regionalplanungsträger und der für die RROP-Genehmigung zuständigen oberen 

Landesplanungsbehörden (Ämter für regionale Landesentwicklung – ArL) konnten Erfahrungen aus 

allen Landesteilen und allen Ebenen der Raumordnung in die Texte einfließen. 

Eine Arbeitshilfe kann immer noch besser werden: Die Geschäftsstelle des NLT ist offen für etwaige 

Hinweise oder Anmerkungen. 

Mitglieder der Arbeitsgruppe: 

Kerstin Fellmer (Region Hannover) 

Simon Grotthoff (Landkreis Stade) 

Lara Sophie Haak (Landkreis Nienburg/Weser) 

Dr. Lutz Mehlhorn (NLT) 

Stephan Meyn (NLT) 

Dr. Stefano Panebianco (ArL Lüneburg) 

Claudia Pielok (ML) 

Jürgen Schwarz (Landkreis Lüchow-Dannenberg) 

Christof Seeck (ArL Lüneburg) 

Jasper Thalmann (Landkreis Ammerland) 

Karin Vesper (Landkreis Verden) 

Timm Wiegand (ArL Leine-Weser) 

 

Die Arbeitsgruppe dankt für die freundliche Unterstützung zudem insbesondere 

 

Gerhard Fischer (Niedersächsisches Innenministerium) 

Markus Goebel (ArL Weser-Ems) 

Katrin Wolter (ArL Leine-Weser) 

Astrid Worch (ArL Braunschweig) 

 

Für die Abbildung der Planungsräume auf der Titelseite gebührt ML, Ref. 303 Dank. 
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Einführung – Allgemeine Erläuterungen zum Umgang mit den Mustertexten 
 

Wie bei jeder Arbeitshilfe sei betont, dass eine bloße Übernahme von Mustern ohne eigene Prüfung 

und ggf. Anpassung an die jeweilige Lage vor Ort oder an neue Entwicklungen fehlginge. Bei der 

Erarbeitung der Mustertexte hat sich die Arbeitsgruppe vorrangig mit raumordnungs- und 

kommunalrechtlichen Anforderungen auseinandergesetzt, die für die Rechtmäßigkeit eines RROP 

ausschlaggebend sind. Dass daneben bei regionalplanerischen Tätigkeiten auch andere – in dieser 

Arbeitshilfe nicht oder nur am Rande erwähnte – rechtliche Anforderungen einzuhalten sind, ist 

selbstverständlich. Während sich einzelne Hinweise zum Datenschutz bei Mustertexten für 

öffentliche Bekanntmachungen finden, wird das gleichermaßen zu beachtende Urheberrecht nicht 

angesprochen. Daher hier am Rande der Hinweis, dass bei der Erarbeitung der RROP-

Entwurfsunterlagen, begleitender Gutachten etc. auch diesem ein Augenmerk gewidmet sein sollte. 

Werden zum Beispiel im Rahmen von RROP-Aufstellungs- oder Änderungsverfahren in den dafür 

notwendigen Unterlagen Werke Dritter oder Ausschnitte daraus (wie etwa Karten, Grafiken etc.) 

verwendet und anderen Stellen bzw. der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, sollte sichergestellt sein, 

dass die erforderlichen Nutzungsrechte bestehen.  

 

Die Mustertexte berücksichtigen die Rechtslage (Stand: 1.4.2020) auf Grund  

 des Raumordnungsgesetzes (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert 

durch Artikel 2 Abs. 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808), 

 des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes (NROG) in der Fassung vom 6. Dezember 2017 

(Nds. GVBl. S. 456), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Februar 2020 (Nds. GVBl. S. 30) und 

 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 

GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. 

S. 309). 

 

Vor Nutzung der Mustertexte sollten insbesondere die folgenden Punkte überprüft bzw. angepasst 

werden: 

 Aktualität der Rechtsgrundlagen bzw. Fundstellenangaben 

 Bezeichnungen (z.B. Landkreis, Region, Kreistag, Regionsversammlung) 

 Anpassungsbedarf auf Grund regional unterschiedlicher und innerbehördlicher Gegebenheiten 

(z.B. Organisationsvorgaben, besondere Bestimmungen in der Hauptsatzung zu Zuständigkeiten 

der Beschlussorgane oder behördeninterne Regelungen zur Umsetzung von Datenschutz-

bestimmungen). 

 

Die Mustertexte für öffentliche Bekanntmachungen und die Satzung wurden überwiegend in 

Versionen für 

 Neuaufstellungsverfahren (Texte I.a, II.a, IV.a und V.a) bzw. 

 Änderungsverfahren (Texte I.b, II.b, IV.b und V.b) 

erarbeitet. Sie sind jeweils als aufgegliederte, tabellarische Darstellung der einzelnen Textbausteine 

und als durchgängiger Fließtext zur besseren Lesbarkeit abgedruckt. In der tabellarischen Darstellung 

gibt es eine Spalte „Erläuterungen/Hinweise“, in denen einige ergänzende Empfehlungen der 

Arbeitsgruppe aufgenommen sind. Daneben sind manche Textbausteine in der Spalte „Gliederung“ 

als "optional" gekennzeichnet. Das bedeutet, dass die Angaben (rechtlich) nicht zwingend erforderlich 

sind und sie auch von der Arbeitsgruppe als nicht zwingender Standard betrachtet werden. Sofern ein 
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Regionalplanungsträger hierfür jedoch im Einzelfall Bedarf sieht, können die vorgeschlagenen 

Formulierungen als Muster dienen. Einzelne Textbausteine gelten nur für bestimmte 

Fallkonstellationen und sind entsprechend in der Spalte „Gliederung“ gekennzeichnet (z.B. bei 

Verkürzung der Auslegungsdauer und Frist zur Stellungnahme). 

 

Die Mustertexte der Anschreiben an die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen sind nur als 

Fließtexte bereitgestellt, jedoch mit vorangestellten Erläuterungen versehen. 

 

Bei Nutzung der Mustertexte müssen selbstredend Angaben wie Bezeichnungen des betroffenen RROP 

oder des zuständigen Beschlussorgans, Jahres- und Datumsangaben oder Inhalte wie 

Änderungsgegenstände und Anlass des jeweiligen Verfahrens eingefügt bzw. anhand dazu 

vorgeschlagener Stichworte bedarfsgerecht ausformuliert werden. Die Mustertexte verfügen daher 

über Platzhalter, die in eckigen Klammern dargestellt sind und gefüllt werden müssen, z.B. [JAHR], 

[NAME] oder [BENENNEN]. Reguläre Abkürzungen sind hingegen in runden Klammern aufgeführt, z.B. 

(RROP). In den Fließtexten sind Passagen, die einer Auswahl oder einzelfallbedingten Anpassung 

bedürfen, kursiv gehalten. In den Beteiligungsschreiben, die mangels Tabellenform über keine 

Hinweisspalte verfügen, befinden sich einige Empfehlungen in gewöhnlichen Klammern, insbesondere 

zur Dauer der zu wählenden Fristen.   
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I.a) Öffentliche Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten –  

Neuaufstellung RROP 

 
Rn. Gliederung Bekanntmachungstext Erläuterungen / Hinweise  

1 Überschrift Neuaufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP) 
für den Landkreis [NAME] 
 

Im Folgenden „Landkreis 
[Name]“; Region Hannover 
anpassen  

2 Überschrift Bekanntmachung der allgemeinen 
Planungsabsichten 
 

 

3 Vorbemerkung Der Landkreis [NAME] unterrichtet 
hiermit die Öffentlichkeit sowie die in 
ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen über seine 
allgemeinen Planungsabsichten für 
die Neuaufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP). 

Gegenstand der 
Bekanntmachung; 
Doppelung, vgl. Rn. 21; 
Erleichterung, die eigene 
Betroffenheit zu erkennen. 

4 Vorbemerkung  
(optional) 

Diese Unterrichtung erfolgt gemäß 
§ 9 Abs. 1 des 
Raumordnungsgesetzes (ROG) in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 des 
Niedersächsischen 
Raumordnungsgesetzes (NROG). 

Nicht zwingend erforderlich; 
verdeutlicht aber die 
Auffindbarkeit; Angabe 
amtl. Fundstelle der 
Normen hier nicht 
erforderlich 
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Überschrift 

 
I. Anlass und Grundlagen 

 

6 Bedeutung des RROP Der Landkreis [NAME] ist Träger der 
Regionalplanung und beabsichtigt 
gemäß Beschluss des Kreistages1 vom 
[DATUM], sein RROP neu 
aufzustellen. Darin ist die 
angestrebte räumliche und 
strukturelle Entwicklung des 
Landkreises für einen zehnjährigen 
Zeitraum darzulegen. 

 

7 Rechtsgrundlage  
(optional) 

Die Aufstellung des RROP erfolgt 
nach § 13 ROG und § 5 NROG. 

 

8 Bestehendes RROP Das derzeitige RROP [JAHR] soll durch 
ein neues RROP ersetzt werden. Bis 
zum Abschluss des Verfahrens zur 
Neuaufstellung des RROP gilt das 
bisherige RROP [JAHR] fort. 

Entfällt, wenn aktuell kein 
gültiges RROP besteht; dann 
ist Rn. 6 ausreichend. 
Ggf. ist ein Hinweis auf die 
öffentliche Bekannt-
machung sowie sämtliche 
Änderungen des RROP 
sinnvoll, einschließlich 
Fundstelle 

                                                           
1 Die Befassung des Kreistages ist aufgrund der Bedeutung der Sache sinnvoll und empfehlenswert. Die 
Zuständigkeit ergibt sich, sofern sich der Kreistag die Beschlussfassung vorbehalten hat bzw. der Kreisausschuss 
vorlegt (vgl. § 58 Abs. 3 NKomVG). 
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9 Anlass der 
Neuaufstellung 

Eine Neuaufstellung des RROP ist 
beabsichtigt, … 

 gemäß § 5 Abs. 7 Satz 1 
NROG ist das RROP vor 
Ablauf von zehn Jahren 
seit seinem Inkrafttreten 
daraufhin zu überprüfen, 
ob eine Änderung oder 
Neuaufstellung 
erforderlich ist  

 sachliche Gründe für 
vorzeitige Neuaufstellung 

 Rechtsprechung 
(Unwirksamkeit 
wesentlicher Bestandteile 
des Plans) 

 LROP-Anpassung 

 Politischer Auftrag für 
Neuplanung 

Je nach Anlass der 
Neuaufstellung aus den 
Aufzählungspunkten 
auswählen, ergänzen bzw. 
ausformulieren; z.B. 
aufgrund des bei einer 
turnusmäßigen 
Überprüfung festgestellten 
Bedarfs für Neuregelungen; 
zur unverzüglichen 
Anpassung an geändertes 
LROP, inhaltliche(r) 
Schwerpunkt(e) als 
Schlagwort; ... 
Entfällt, wenn aktuell kein 
gültiges RROP besteht; dann 
ist Rn. 6 ausreichend. 

10 Überschrift II. Geplante Inhalte und Aufbau des 
RROP 

 

11 Aufbau RROP Das RROP wird als Satzung erlassen 
und aus einer beschreibenden und 
einer zeichnerischen Darstellung 
(Maßstab 1:50.000) bestehen. Eine 
Begründung sowie ein 
Umweltbericht werden erarbeitet. 

 

12 Gliederung RROP Das RROP wird gemäß Anlage 3 der 
Verordnung über das Landes-
Raumordnungsprogramm 
Niedersachsen wie folgt gegliedert: 
1.  Ziele und Grundsätze zur 

gesamträumlichen Entwicklung 
des Landkreises 

2.  Ziele und Grundsätze zur 
Entwicklung der Siedlungs- und 
Versorgungsstruktur 

3.  Ziele und Grundsätze zur 
Entwicklung der 
Freiraumstrukturen und 
Freiraumnutzungen 

4.  Ziele und Grundsätze zur 
Entwicklung der technischen 
Infrastruktur und der 
raumstrukturellen 
Standortpotenziale 

 

13 Inhaltsbeschreibung Inhaltliche Schwerpunkte im Rahmen 
der Neuaufstellung sind 
insbesondere: 
[AUFZÄHLUNG DER WESENTLICHEN 
THEMENSCHWERPUNKTE] 

Zentraler Bereich für die 
Anstoßwirkung und für die 
Informationsgewinnung: 
stichpunkt-/schlag-
wortartige Benennung der 
wesentlichen Themen-
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felder; Schwerpunkt-
setzung, wesentliche 
Entwicklungen; neue 
Planungsaufträge  
 

14 Überschrift  III. Allgemeine Hinweise zum 
Verfahren 

Der Abschnitt wird 
empfohlen, ist aber bis auf 
Rn. 16 nicht zwingend 
erforderlich. 

15 Verfahrensablauf 
(optional) 

Zur Neuaufstellung des RROP 
gehören unter anderem folgende 
Schritte: 
1.  Bekanntmachung der 

allgemeinen Planungsabsichten  
2.  Erarbeitung eines Entwurfes  
3.  Beteiligungsverfahren u.a. für 

öffentliche Stellen und die 
Öffentlichkeit  

4.  Abwägung und 
Satzungsbeschluss  

5.  Genehmigung durch die obere 
Landesplanungsbehörde  

6.  Abschließende 
Bekanntmachung und 
Inkrafttreten 

 

16 Umweltprüfung Eine Umweltprüfung nach § 8 ROG 
wird innerhalb des Verfahrens zur 
Neuaufstellung des RROP 
durchgeführt. Dabei werden die 
voraussichtlichen Auswirkungen des 
RROP auf  
1. Menschen, einschließlich der 

menschlichen Gesundheit, 
Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, 
Klima und Landschaft, 

3. Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter sowie 

4. die Wechselwirkung zwischen 
den vorgenannten 
Schutzgütern 

ermittelt und in einem 
Umweltbericht frühzeitig 
beschrieben und bewertet.  

Hinweis auf Umweltprüfung 
muss in jedem Fall erfolgen  

17 Natura 2000 
(optional) 

Gemäß § 7 Abs. 6 ROG wird auch die 
Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen der Gebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutzgebiete 
(Natura 2000-Gebiete) überprüft. 
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18 Ausblick 
Beteiligungsverfahren  
(optional) 

Nach Erstellung des Entwurfes des 
RROP wird das Beteiligungsverfahren 
gemäß § 9 Abs. 2 ROG in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 und 3 NROG 
durchgeführt.  

Für an die Niederlande 
angrenzende Landkreise ggf. 
auch § 9 Abs. 4 ROG 
berücksichtigen. 

19 Datenschutzhinweise  Sofern bereits zu den allgemeinen 
Planungsabsichten eine 
Stellungnahme abgegeben wird, 
verweisen wir für weitere 
Informationen zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten auf die 
Datenschutzhinweise unter der 
Internetadresse [LINK].  

ggf. Absprache mit 
Datenschutzbeauftragten 
 
 

20 Überschrift IV. Beteiligung zu den allgemeinen 
Planungsabsichten 

 

21 Unterrichtung 
(optional, vgl. Rn. 3) 

Mit dieser Bekanntmachung der 
allgemeinen Planungsabsichten 
werden die Öffentlichkeit und die in 
ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen gemäß § 9 Abs. 1 
ROG über die geplante 
Neuaufstellung des RROP 
unterrichtet. 

 

22 Aufforderung zur 
Äußerung 

Die in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen werden hiermit 
aufgefordert, Hinweise und 
Anregungen sowie Informationen 
über beabsichtigte oder bereits 
eingeleitete Planungen und sonstige 
Maßnahmen sowie deren zeitliche 
Abwicklung zu geben, soweit diese 
für die Erarbeitung des Entwurfs 
relevant sein können. Gleiches gilt für 
weitere den öffentlichen Stellen 
vorliegende Informationen, die für 
die Ermittlung und Bewertung des 
Abwägungsmaterials zweckdienlich 
sind. 

Zweckdienlich ist es, die 
betroffenen öffentlichen 
Stellen ergänzend 
anzuschreiben, siehe 
Mustertext I.c). 

23 Frist und 
Kontaktdaten 

Diese sind bis zum  
[DATUM] 

an den Landkreis [NAME], 
vorzugsweise elektronisch (per E-
Mail an [E-MAIL-ADRESSE]) zu 
richten. Es ist ebenso möglich, diese 
postalisch an [POSTADRESSE] zu 
senden. 

Es ist eine Frist zwischen 
einem und zwei Monaten 
üblich. 
Ggf. ergänzen: Beteiligung 
über Online-Plattform, 
elektronische Übermittlung; 
Ggf. deutlicher 
herausstellen, dass 
Doppelsendungen (z.B. 
Email und postalisch) nicht 
erforderlich sind. 

24 Signatur [ORT], [DATUM], L. S. 
[NAME]  
Der Landrat 
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Fließtext 
 
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis [NAME] 
Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten 
 
Der Landkreis [NAME] unterrichtet hiermit die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen 
berührten öffentlichen Stellen über seine allgemeinen Planungsabsichten für die Neuaufstellung 
des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP). 
Diese Unterrichtung erfolgt gemäß § 9 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes (NROG). 
 
I. Anlass und Grundlagen 
Der Landkreis [NAME] ist Träger der Regionalplanung und beabsichtigt gemäß Beschluss des 
Kreistages vom [DATUM], sein RROP neu aufzustellen. Darin ist die angestrebte räumliche und 
strukturelle Entwicklung des Landkreises für einen zehnjährigen Zeitraum darzulegen. 
Die Aufstellung des RROP erfolgt nach § 13 ROG und § 5 NROG. 
 
Das derzeitige RROP [JAHR] soll durch ein neues RROP ersetzt werden. Bis zum Abschluss des 
Verfahrens zur Neuaufstellung des RROP gilt das bisherige RROP [JAHR] fort. 
 
Eine Neuaufstellung des RROP ist beabsichtigt, … [zutreffende Stichworte aufgreifen und 
ausformulieren] 

 gemäß § 5 Abs. 7 Satz 1 NROG ist das RROP vor Ablauf von zehn Jahren seit seinem 
Inkrafttreten daraufhin zu überprüfen, ob eine Änderung oder Neuaufstellung erforderlich 
ist  

 sachliche Gründe für vorzeitige Neuaufstellung 

 Rechtsprechung (Unwirksamkeit wesentlicher Bestandteile des Plans) 

 LROP-Anpassung 

 Politischer Auftrag für Neuplanung 
 
II. Geplante Inhalte und Aufbau des RROP 
Das RROP wird als Satzung erlassen und aus einer beschreibenden und einer zeichnerischen 
Darstellung (Maßstab 1:50.000) bestehen. Eine Begründung sowie ein Umweltbericht werden 
erarbeitet. 
Das RROP wird gemäß Anlage 3 der Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm 
Niedersachsen wie folgt gegliedert: 

1. Ziele und Grundsätze zur gesamträumlichen Entwicklung des Landkreises 
2. Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Siedlungs- und Versorgungsstruktur 
3. Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Freiraumstrukturen und Freiraumnutzungen 
4. Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der technischen Infrastruktur und der 

raumstrukturellen Standortpotenziale 
 
Inhaltliche Schwerpunkte im Rahmen der Neuaufstellung sind insbesondere: 
[AUFZÄHLUNG DER WESENTLICHEN THEMENSCHWERPUNKTE] 
 
III. Allgemeine Hinweise zum Verfahren 
Zur Neuaufstellung des RROP gehören unter anderem folgende Schritte: 

1. Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten  
2. Erarbeitung eines Entwurfes  
3. Beteiligungsverfahren u.a. für öffentliche Stellen und die Öffentlichkeit  
4. Abwägung und Satzungsbeschluss  
5. Genehmigung durch die obere Landesplanungsbehörde  
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6. Abschließende Bekanntmachung und Inkrafttreten 

 
Eine Umweltprüfung nach § 8 ROG wird innerhalb des Verfahrens zur Neuaufstellung des RROP 
durchgeführt. Dabei werden die voraussichtlichen Auswirkungen des RROP auf  

1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 
4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

 
ermittelt und in einem Umweltbericht frühzeitig beschrieben und bewertet.  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 ROG wird auch die Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen der Gebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete (Natura 2000-Gebiete) 
überprüft. 
 
Nach Erstellung des Entwurfes des RROP wird das Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 2 ROG in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 und 3 NROG durchgeführt.  
 
Sofern bereits zu den allgemeinen Planungsabsichten eine Stellungnahme abgegeben wird, 
verweisen wir für weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten auf die 
Datenschutzhinweise unter der Internetadresse [LINK].  
 
IV. Beteiligung zu den allgemeinen Planungsabsichten 
Mit dieser Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten werden die Öffentlichkeit und die 
in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen gemäß § 9 Abs. 1 ROG über die geplante 
Neuaufstellung des RROP unterrichtet. 
 
Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen werden hiermit aufgefordert, Hinweise und 
Anregungen sowie Informationen über beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, soweit diese für die Erarbeitung 
des Entwurfs relevant sein können. Gleiches gilt für weitere den öffentlichen Stellen vorliegende 
Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind. 
 
Diese sind bis zum  

[DATUM] 
 

an den Landkreis [NAME], vorzugsweise elektronisch (per E-Mail an [E-MAIL-ADRESSE]) zu richten. 
Es ist ebenso möglich, diese postalisch an [POSTADRESSE] zu senden. 
 
[ORT], [DATUM], L. S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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I.b) Öffentliche Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten –  

Änderung RROP 

 
Rn. Gliederung Mustertext Erläuterungen / 

Hinweise  

1 Überschrift [X.] Änderung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms für den 
Landkreis [NAME] (RROP) [JAHR] zur 
[ANLASS]  
 

Im Folgenden „Landkreis 
(Name)“, Region 
Hannover anpassen 
„Anlass“ ist z.B. 
„Anpassung an das LROP 
[JAHR]“ oder „Neu-
fassung des sachlichen 
Teilabschnitts X“ 

2 Überschrift Bekanntmachung der allgemeinen 
Planungsabsichten 

 

3 Vorbemerkung Der Landkreis [NAME] unterrichtet 
hiermit die Öffentlichkeit sowie die in 
ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen über seine allgemeinen 
Planungsabsichten für die [X.] Änderung 
des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP) 
[JAHR] Landkreis [NAME]. 

Gegenstand der 
Bekanntmachung; 
Doppelung, erleichtert 
aber das Erkennen des 
betroffenen 
Adressatenkreises 

4 Vorbemerkung  
(optional) 

Diese Unterrichtung erfolgt gemäß § 9 
Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) 
in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des 
Niedersächsischen 
Raumordnungsgesetzes (NROG). 

Nicht zwingend 
erforderlich, vgl. Rn. 22; 
aber Erleichterung, die 
eigene Betroffenheit zu 
erkennen 

 
5 

 
Überschrift 

 
I. Anlass und Grundlagen 

 

6 Bedeutung des RROP Der Landkreis [NAME] ist Träger der 
Regionalplanung und beabsichtigt gemäß 
Beschluss des Kreistages2 vom [DATUM], 
sein RROP zu ändern. 

 

7 Rechtsgrundlage 
(optional) 

Die Änderung des RROP erfolgt nach § 13 
ROG und § 5 NROG. 

 

8 Bestehendes RROP Zurzeit gilt das RROP [JAHR], 
bekanntgemacht am [DATUM], zuletzt 
geändert durch Satzung [BEZEICHNUNG 
DER ÄNDERUNGSSATZUNG], 
bekanntgemacht am [DATUM]. 

Ggf. auf rechtskräftige 
Änderungen und die 
Fundstelle hinweisen 

9 Anlass der Änderung Die Änderung des RROP ist beabsichtigt, 
... 

 Sachlicher Grund für Änderung 

 Politischer Auftrag für Änderung  

 Rechtsprechung (Unwirksamkeit 
von Bestandteilen des Plans) 

Je nach Anlass der 
Änderung auswählen, 
ergänzen bzw. 
ausformulieren; z.B. 
Anpassung an 
geändertes LROP, 

                                                           
2 Die Befassung des Kreistages ist aufgrund der Bedeutung der Sache sinnvoll und empfehlenswert. Die 
Zuständigkeit ergibt sich, sofern sich der Kreistag die Beschlussfassung vorbehalten hat bzw. der Kreisausschuss 
vorlegt (vgl. § 58 Abs. 3 NKomVG). 
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 LROP-Anpassung inhaltliche(r) 
Schwerpunkt(e) als 
Schlagwort 
 

 
10 

 
Überschrift 

 
II. Geplante Inhalte und Aufbau 

 

11 Aufbau Die beschreibende und die zeichnerische 
Darstellung (Maßstab 1:50.000) des 
RROP sollen in Teilen geändert werden. 
Für die Änderungsinhalte werden eine 
Begründung und ein Umweltbericht 
erarbeitet. 

 

12 Änderungsinhalte 
Fallbeispiel a) 
(Bausteine 12 bis 14 
sind Beispiele zur 
Beschreibung der 
geplanten 
Änderungen)  

Hierzu wird das RROP in folgenden 
Kapiteln geändert: 
- Kapitel 0.0 Ziffer 00: [BENENNEN] 
- Kapitel 0.0 Ziffer 00: [BENENNEN] 
- ... 
 
 

Korrespondiert mit Rn. 9: 
z.B. sachlicher Grund, 
politischer Auftrag 

13 Änderungsinhalte 
Fallbeispiel b) 

Hierzu werden Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung formuliert zu [THEMEN] 
und die 
Vorranggebiete/Vorbehaltsgebiete 
[NAME] in der zeichnerischen 
Darstellung festgelegt. 

Korrespondiert mit Rn. 9: 
z.B. Rechtsprechung 

14 Änderungsinhalte 
Fallbeispiel c) 

Die nunmehr erforderlichen 
Anpassungen des RROP betreffen 
folgende geänderte Festlegungen des 
Landes-Raumordnungsprogramms 
(LROP): 
- LROP Abschnitt 0.0 Ziffer 00: 
[BENENNEN] 
- LROP Abschnitt 0.0 Ziffer 00: 
[BENENNEN] 
- ... 

Korrespondiert mit Rn. 9: 
LROP-Anpassung 

15 Überschrift III. Allgemeine Hinweise zum Verfahren Der Abschnitt wird 
empfohlen, ist aber bis 
auf Rn. 17 nicht 
zwingend erforderlich. 

16 Verfahrensablauf 
(optional) 

Zur Änderung des RROP gehören unter 
anderem folgende Schritte: 

1.  Bekanntmachung der 
allgemeinen Planungsabsichten  
2.  Erarbeitung eines Entwurfes  
3.  Beteiligungsverfahren u.a. für 
öffentliche Stellen und die 
Öffentlichkeit 
4.  Abwägung und 
Satzungsbeschluss  
5.  Genehmigung durch die obere 
Landesplanungsbehörde 
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6.  Abschließende Bekanntmachung 
und Inkrafttreten 

17 Umweltprüfung Eine Umweltprüfung nach § 8 ROG wird 
innerhalb des Verfahrens zur Änderung 
des RROP durchgeführt. Dabei werden 
die voraussichtlichen Auswirkungen der 
geplanten Änderung des RROP auf 
1. Menschen, einschließlich der 

menschlichen Gesundheit, Tiere, 
Pflanzen und die biologische 
Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und Landschaft, 

3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
sowie 

4. die Wechselwirkung zwischen den 
vorgenannten Schutzgütern 
 

ermittelt und in einem Umweltbericht 
frühzeitig beschrieben und bewertet. 

Hinweis auf 
Umweltprüfung muss in 
jedem Fall erfolgen  

18 Natura 2000 
(optional) 

Gemäß § 7 Abs. 6 ROG wird auch die 
Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen 
der Gebiete mit gemeinschaftlicher 
Bedeutung und der Europäischen 
Vogelschutzgebiete (Natura 2000-
Gebiete) überprüft. 

 

19 Ausblick 
Beteiligungs-
verfahren  
(optional) 

Nach Erstellung des Entwurfes der RROP-
Änderung wird das Beteiligungsverfahren 
gemäß § 9 Abs. 2 ROG in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 2 und 3 NROG durchgeführt. 

Für an die Niederlande 
angrenzende Landkreise 
ggf. auch § 9 Abs. 4 ROG 
berücksichtigen. 

20 Datenschutzhinweise  Sofern bereits zu den allgemeinen 
Planungsabsichten eine Stellungnahme 
abgegeben wird, verweisen wir für 
weitere Informationen zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten auf die 
Datenschutzhinweise unter der 
Internetadresse [LINK].  

ggf. Absprache mit 
Datenschutzbeauftragten 
 
 

21 Überschrift IV. Beteiligung zu den allgemeinen 
Planungsabsichten 

 

22 Unterrichtung 
(optional, vgl. Rn. 3) 

Mit dieser Bekanntmachung der 
allgemeinen Planungsabsichten werden 
die Öffentlichkeit und die in ihren 
Belangen berührten öffentlichen Stellen 
gemäß § 9 Abs. 1 ROG über die geplante 
[X.] Änderung des RROP [JAHR] 
informiert. 

 

23 Aufforderung zur 
Äußerung 

Die in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen werden hiermit 
aufgefordert, Hinweise und Anregungen 
sowie Informationen über beabsichtigte 
oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren 

Zweckdienlich ist es, die 
betroffenen öffentlichen 
Stellen ergänzend 
anzuschreiben, siehe 
Mustertext I. c). 
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zeitliche Abwicklung zu geben, soweit 
diese für die Erarbeitung des Entwurfs 
relevant sein können. Gleiches gilt für 
weitere den öffentlichen Stellen 
vorliegende Informationen, die für die 
Ermittlung und Bewertung des 
Abwägungsmaterials zweckdienlich sind. 

24 Frist und 
Kontaktdaten 

Diese sind bis zum  
[DATUM] 

an den Landkreis [NAME], vorzugsweise 
elektronisch (per E-Mail an [E-MAIL-
ADRESSE]) zu richten. Es ist ebenso 
möglich, diese postalisch an 
[POSTADRESSE] zu senden. 

Es ist eine Frist zwischen 
einem und zwei 
Monaten üblich. 
Ggf. ergänzen: 
Beteiligung über Online-
Plattform, elektronische 
Übermittlung; 
Ggf. deutlicher 
herausstellen, dass 
Doppelsendungen (z.B. 
Email und postalisch) 
nicht erforderlich sind. 

25 Signatur [ORT], [DATUM], L. S. 
[NAME] Der Landrat 

 

 

Fließtext 
 
[X.] Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms für den Landkreis [NAME] (RROP) 
[JAHR] zur [ANLASS]  
Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten 
 
Der Landkreis [NAME] unterrichtet hiermit die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen über seine allgemeinen Planungsabsichten für die [X.] Änderung des 
Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) [JAHR] Landkreis [NAME]. 
 
Diese Unterrichtung erfolgt gemäß § 9 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes (NROG). 
 
I. Anlass und Grundlagen 
Der Landkreis [NAME] ist Träger der Regionalplanung und beabsichtigt gemäß Beschluss des 
Kreistages vom [DATUM], sein RROP zu ändern. 
 
Die Änderung des RROP erfolgt nach § 13 ROG und § 5 NROG. 
 
Zurzeit gilt das RROP [JAHR], bekanntgemacht am [DATUM], zuletzt geändert durch Satzung 
[BEZEICHNUNG DER ÄNDERUNGSSATZUNG], bekanntgemacht am [DATUM]. 
 
Die Änderung des RROP ist beabsichtigt, ... [zutreffende Stichworte aufgreifen und ausformulieren] 

 Sachlicher Grund für Änderung 

 Politischer Auftrag für Änderung  

 Rechtsprechung (Unwirksamkeit von Bestandteilen des Plans) 

 LROP-Anpassung 
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II. Geplante Inhalte und Aufbau 
Die beschreibende und die zeichnerische Darstellung (Maßstab 1:50.000) des RROP sollen in Teilen 
geändert werden. Für die Änderungsinhalte werden eine Begründung und ein Umweltbericht 
erarbeitet. 
 
[BEISPIELFORMULIERUNGEN:] 
 
Hierzu wird das RROP in folgenden Kapiteln geändert: 

 Kapitel 0.0 Ziffer 00: [BENENNEN] 

 Kapitel 0.0 Ziffer 00: [BENENNEN] 

 ... 
 
Hierzu werden Ziele und Grundsätze der Raumordnung zu [Themen] formuliert und die 
Vorranggebiete/Vorbehaltsgebiete [NAME] in der zeichnerischen Darstellung festgelegt. 
 
Die nunmehr erforderlichen Anpassungen des RROP betreffen folgende geänderte Festlegungen des 
Landes-Raumordnungsprogramms (LROP): 

 LROP Abschnitt 0.0 Ziffer 00: [BENENNEN] 

 LROP Abschnitt 0.0 Ziffer 00: [BENENNEN] 

 ... 
 
III. Allgemeine Hinweise zum Verfahren 
Zur Änderung des RROP gehören unter anderem folgende Schritte: 

1. Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten  
2. Erarbeitung eines Entwurfes  
3. Beteiligungsverfahren u.a. für öffentliche Stellen und die Öffentlichkeit 
4. Abwägung und Satzungsbeschluss  
5. Genehmigung durch die obere Landesplanungsbehörde 
6. Abschließende Bekanntmachung und Inkrafttreten 

 
Eine Umweltprüfung nach § 8 ROG wird innerhalb des Verfahrens zur Änderung des RROP 
durchgeführt. Dabei werden die voraussichtlichen Auswirkungen der geplanten Änderung des 
RROP auf  
 

1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 
4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

 
ermittelt und in einem Umweltbericht frühzeitig beschrieben und bewertet. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 ROG wird auch die Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen der Gebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete (Natura 2000-Gebiete) 
überprüft. 
 
Nach Erstellung des Entwurfes der RROP-Änderung wird das Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 
2 ROG in Verbindung mit § 3 Abs. 2 und 3 NROG durchgeführt. 
 
Sofern bereits zu den allgemeinen Planungsabsichten eine Stellungnahme abgegeben wird, 
verweisen wir für weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten auf die 
Datenschutzhinweise unter der Internetadresse [LINK].  
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IV. Beteiligung zu den allgemeinen Planungsabsichten 
Mit dieser Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten werden die Öffentlichkeit und die 
in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen gemäß § 9 Abs. 1 ROG über die geplante [X.] 
Änderung des RROP [JAHR] informiert. 
 
Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen werden hiermit aufgefordert, Hinweise und 
Anregungen sowie Informationen über beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, soweit diese für die Erarbeitung 
des Entwurfs relevant sein können. Gleiches gilt für weitere den öffentlichen Stellen vorliegende 
Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind. 
 
Diese sind bis zum  
 

[DATUM] 
 

an den Landkreis [NAME], vorzugsweise elektronisch (per E-Mail an [E-MAIL-ADRESSE]) zu richten. 
Es ist ebenso möglich, diese postalisch an [POSTADRESSE] zu senden. 
 
[ORT], [DATUM], L. S. 
[NAME] 
Der Landrat 
 

 

 

  



18 
 

I.c) Beteiligungsschreiben für die Bekanntmachung der allgemeinen 

Planungsabsichten und das Einholen von Informationen gemäß § 3 Abs. 1 

NROG bzw. § 9 Abs. 1 ROG 
 
Allgemeines 
 
Bei diesem Beteiligungsschreiben für die öffentlichen Stellen sollte man es sich einfach machen und 

auf die öffentliche Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten hinweisen oder besser noch, 

diese als Anlage beifügen. 

Der Verteilerkreis sollte ruhig weit und umfassend gefasst werden, denn bundesrechtlich handelt es 

sich um die Erfüllung der Verpflichtung aus § 9 Abs. 1 ROG, also der ersten Stufe des 

Beteiligungsverfahrens nach § 9 ROG. Zu unterrichten sind die in ihren Belangen berührten 

öffentlichen Stellen; das können auch Stellen außerhalb des eigenen Planungsraumes sein. Dies kann 

beispielsweise Träger der vorbereitenden Bauleitplanung der benachbarten Landkreise betreffen. 

Auch bietet es sich an, den Verteiler dem Anschreiben beizufügen, weil es immer wieder zu Rückfragen 

kommt, ob denn die Beteiligung umfassend vorgenommen wurde.  

Das Anschreiben muss neben der Unterrichtung der öffentlichen Stellen (§ 9 Abs. 1 Satz 1 ROG) auch 

auf die Möglichkeit zur Stellungnahme hinweisen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 ROG sind die öffentlichen 

Stellen dazu aufzufordern, Auskunft über beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 

sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, soweit diese die Planungsabsichten 

berühren. Ergänzend sind die öffentlichen Stellen zur Übermittlung weiterer zweckdienlicher 

Informationen im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 3 ROG aufzufordern. Es ist sinnvoll, diese Bringschuld im 

Anschreiben deutlich zu betonen.  

Eine Stellungnahmefrist zu den allgemeinen Planungsabsichten ist nicht gesetzlich normiert. Bei einer 

Neuaufstellung eines RROP ist eine Frist zwischen einem und zwei Monaten üblich. 

Aus Gründen der Verfahrensbeschleunigung und Vereinfachung könnte geprüft werden, den hier 

behandelten Verfahrensschritt gemäß § 3 Abs. 1 NROG / § 9 Abs. 1 ROG mit dem Scopingverfahren 

gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 ROG (vgl. Mustertext I.d) zu verbinden, denn in der Praxis verweisen 

gelegentlich einige beteiligte Stellen in beiden Verfahrensschritten auf die gleichen vorliegenden 

Informationen. Allerdings ist der Kreis der Beteiligten beider Verfahrensschritte nicht immer identisch. 

Werden Inhalte der beabsichtigten Planung aufgrund von Äußerungen nach § 9 Abs. 1 ROG 

nachträglich ergänzt, müsste ein bereits vorgezogenes Scopingverfahren insoweit ebenfalls ergänzt 

werden. Dies erfordert eine nochmalige Beteiligung öffentlicher Stellen mit gesundheits- und 

umweltbezogenem Aufgabenbereich.  
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Mustertext: 
[Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis 
[NAME] 
hier: Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der als Anlage beigefügten öffentlichen Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten leite 

ich das Verfahren zur Unterrichtung der öffentlichen Stellen und der Öffentlichkeit gemäß § 9 Abs. 1 

Raumordnungsgesetz (ROG) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des Niedersächsischen 

Raumordnungsgesetzes (NROG) ein. Die öffentliche Bekanntmachung sowie weitere Informationen 

zum Verfahren können auch auf folgender Internetseite eingesehen und heruntergeladen werden: 

[LINK]  

Mit der Unterrichtung über die [Aufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms 

(RROP) und über die öffentliche Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten gebe ich Ihnen 

die Möglichkeit, frühzeitig durch Hinweise und Anregungen am [Aufstellungs-/Änderungs-]verfahren 

des RROP mitzuwirken. 

Hiermit werden Sie aufgefordert, Aufschluss über diejenigen von Ihnen beabsichtigten oder bereits 

eingeleiteten Planungen und Maßnahmen sowie über deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die 

geplante [Aufstellung/Änderung] des RROP bedeutsam sein können. Gleiches gilt für weitere Ihnen 

vorliegende Informationen (zum Beispiel Gutachten, Untersuchungen, Fachpläne und Konzepte), die 

für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind (vgl. § 9 Abs. 1 ROG). 

Sofern Sie entsprechende Hinweise und Anregungen zur Planung geben können, teilen Sie mir diese 

bitte bis zum 

[DATUM] (Frist: ein bis zwei Monate) 

mit, vorzugsweise elektronisch (per E-Mail an [E-MAILADRESSE]). Es ist ebenso möglich, mir diese 

postalisch an [POSTADRESSE] zukommen zu lassen. 

Sofern Sie Anregungen zum beigefügten Verteiler der am Planungsprozess beteiligten öffentlichen 

Stellen haben, wäre ich für einen entsprechenden Hinweis dankbar. 

Nach Erarbeitung des Entwurfes für die [Aufstellung/Änderung] des RROP wird das 

Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 2 ROG in Verbindung mit § 3 Abs. 2 ff. NROG durchgeführt. 

 

[Grußformel] 

Anlagen 
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I.d) Beteiligungsanschreiben für die Festlegung des Untersuchungsrahmens 

der Umweltprüfung einschließlich des erforderlichen Umfangs und Detail-

lierungsgrads des Umweltberichts (Scoping) gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 ROG  
 
Allgemeines 
 

Kernelement der Umweltprüfung ist der Umweltbericht. Der Träger der Regionalplanung hat im 

Scopingverfahren Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts einzelfallbezogen festzulegen 

(räumlicher, inhaltlicher und methodischer Untersuchungsrahmen, vgl. § 8 Abs. 1 Satz 2 ROG). Hieran 

sind die Behörden zu beteiligen, deren umwelt- und gesundheitsbezogener Aufgabenbereich von den 

Umweltauswirkungen der Planung berührt werden kann. Es bietet sich an, die anerkannten 

Naturschutzvereinigungen ebenfalls einzubinden.  

Aufgrund der großräumigen Auswirkungen der Planungen, zum Beispiel bei Vorranggebieten 

Windenergienutzung, sollte geprüft werden, inwieweit auch Stellen außerhalb des eigenen 

Planungsraumes (zum Beispiel benachbarte Naturschutzbehörden) zu beteiligen sind. Auch bietet es 

sich an, den Verteiler dem Anschreiben beizufügen, weil es immer wieder zu Rückfragen kommt, ob 

denn die Beteiligung umfassend vorgenommen wurde.  

Die organisatorische Gestaltung des Scopings obliegt dem Träger der Regionalplanung. Neben der 

üblichen schriftlichen Variante kann alternativ auch ein mündlicher Scoping-Termin durchgeführt 

werden. Der folgende Mustertext bezieht sich auf die schriftliche Variante. 

Eine Äußerungsfrist ist gesetzlich nicht vorgegeben. Für die Äußerung im Rahmen des Scopings ist eine 

Frist zwischen einem und zwei Monaten üblich. Zeitlich erfolgt das Scoping in der Regel nach 

Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten.  

Aus Gründen der Verfahrensbeschleunigung und -vereinfachung könnte im Einzelfall geprüft werden, 

den Verfahrensschritt gemäß § 9 Abs. 1 ROG mit dem Scopingverfahren gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 ROG 

zu verbinden (vgl. allgemeine Erläuterungen zu Mustertext I.c).  

Damit eine sachgerechte Festlegung des Untersuchungsrahmens möglich ist, muss das 

Festlegungsprogramm zuvor in groben Zügen feststehen. Auch daher ist ein Vorschlag zur räumlichen, 

inhaltlichen und methodischen Festlegung des Untersuchungsrahmens für die Umweltprüfung und 

zum Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichts dem Anschreiben beizufügen bzw. zum 

Herunterladen anzubieten. 

Die am Scoping beteiligten Stellen müssen nicht gesondert über das Ergebnis unterrichtet werden; das 

Ergebnis des Scopings fließt in den Planentwurf ein. Die notwendigen konkreten Prüfungsaspekte und 

Inhalte des Umweltberichts ergeben sich im Einzelnen aus der Anlage 1 des ROG. Ein Scoping nach § 8 

Abs. 1 ROG kann bei geringfügigen Änderungen von RROP entfallen, wenn ein Screeningverfahren nach 

§ 8 Abs. 2 ROG ergibt, dass voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind 

(vgl. allgemeine Erläuterungen zu Mustertext I.e). 
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Mustertext: 
[Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms für den Landkreis [NAME] 
hier: Festlegung des Untersuchungsrahmens der Umweltprüfung einschließlich des Umfangs und 
Detaillierungsgrads des Umweltberichts (Scoping) gemäß § 8 ROG 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten am [DATUM] habe ich das Verfahren zur 

[Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms eingeleitet. Mit Schreiben vom 

[DATUM] habe ich Sie darüber informiert. 

Gemäß § 8 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) ist bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen eine 

Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen des 

Raumordnungsplans auf  

1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 

3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 

4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

zu ermitteln und in einem Umweltbericht gemäß Anlage 1 zu § 8 Abs. 1 ROG frühzeitig zu beschreiben 

und zu bewerten sind. 

Nach § 8 Abs. 1 Satz 2 ROG sind die öffentlichen Stellen, deren umwelt- und gesundheitsbezogener 

Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen des Raumordnungsplans berührt werden, bei der 

Festlegung des Untersuchungsrahmens der Umweltprüfung zu beteiligen (Scoping). Das 

Scopingverfahren führe ich in schriftlicher Form durch. Deshalb erhalten Sie als Anlage 1 einen 

Vorschlag zur räumlichen und inhaltlichen Festlegung des Untersuchungsrahmens für die 

Umweltprüfung, in der auch der vorgesehene Aufbau, der Umfang und die Bearbeitungsmethodik des 

Umweltberichts dargestellt werden. 

Sofern Sie Anregungen und Hinweise zu der von mir beabsichtigten Vorgehensweise bei der Erstellung 

des Umweltberichts haben und/oder über relevante Umweltinformationen/-daten (zum Beispiel 

Gutachten, Untersuchungen, Fachpläne und Konzepte) verfügen, bitte ich um Ihre Stellungnahme und 

Übersendung etwaiger Informationen bis zum  

[DATUM] (Frist: ein bis zwei Monate), 

vorzugsweise elektronisch (per E-Mail an [E-MAILADRESSE]). Es ist ebenso möglich, mir diese 

postalisch an [POSTADRESSE] zukommen zu lassen. 

Sofern Sie Anregungen zum beigefügten Verteiler (Anlage 2) haben, wäre ich für einen 

entsprechenden Hinweis dankbar. 

[Grußformel] 

Anlagen 
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I.e) Beteiligungsanschreiben zur Prüfung der Entbehrlichkeit einer 

Umweltprüfung bei einer geringfügigen Änderung eines RROP (Screening) 

gemäß § 8 Abs. 2 ROG 
 
Allgemeines 
 
§ 8 Abs. 2 ROG erlaubt, von einer förmlichen Umweltprüfung bei geringfügigen Änderungen eines 

Raumordnungsplans abzusehen, wenn mit der Änderung voraussichtlich keine erheblichen 

Umweltauswirkungen verbunden sind. Um dies festzustellen, ist eine überschlägige Prüfung anhand 

der in Anlage 2 zu § 8 Abs. 2 des ROG genannten Kriterien vorzunehmen („Screening“ im Sinne einer 

Erheblichkeitsprüfung). An dieser Prüfung sind von der Änderung berührte Behörden mit umwelt- und 

gesundheitsbezogenem Aufgabenbereich zu beteiligen.  

Ein Screeningverfahren kommt nur bei sog. „Briefmarkenänderungen“ in Betracht. Bedarf ein RROP 

umfassender Änderungen – zum Beispiel, weil es noch nicht vollumfänglich an das LROP angepasst ist 

– scheidet diese Option in aller Regel aus. 

Ergibt ein Screening, dass von der geplanten RROP-Änderung voraussichtlich keine erheblichen 

Umweltauswirkungen zu erwarten sind, kann die Änderung des RROP gemäß § 6 Abs. 2 NROG ohne 

Umweltprüfung in einem vereinfachten Verfahren – ohne Veröffentlichung allgemeiner 

Planungsabsichten und ohne Öffentlichkeitsbeteiligung – erfolgen.  

In einem solchen Fall sind die Erwägungen, die zu dem Verzicht auf die Umweltprüfung geführt haben, 

in die Begründung der RROP-Änderung aufzunehmen (§ 8 Abs. 2 Satz 3 ROG). Es ist anzuraten, in 

diesem Fall bei Abschluss des Verfahrens auch in der öffentlichen Bekanntmachung nach § 10 ROG 

über die Genehmigung der Änderung des RROP und die Auslegung der zugehörigen Unterlagen darauf 

hinzuweisen, dass  

- aufgrund einer Vorprüfung nach § 8 Abs. 2 ROG auf eine Umweltprüfung verzichtet wurde und 
- die zu diesem Ergebnis führenden Erwägungen in die Begründung zur Änderung des RROP 

aufgenommen wurden. 
 
Ergibt das Screening, dass voraussichtlich doch erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind, 

muss im Verfahren zur Änderung des RROP eine Umweltprüfung erfolgen und es sind alle dafür nötigen 

Verfahrensschritte einzuhalten.  
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Mustertext: 

Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms für den Landkreis [NAME] zur [Bezeichnung 

des Änderungsgegenstandes]  

hier: „Screening“ gemäß § 8 Abs. 2 ROG 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist eine geringfügige Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis 

[NAME] vorgesehen. Hierbei soll ausschließlich .... [BEZEICHNUNG DER GERINGFÜGIGEN ÄNDERUNG] 

vorgenommen werden. [optional: Kartenausschnitt zur Kennzeichnung der Lage der Änderung 

beifügen]  

Es wird geprüft, ob diese Änderung des RROP in einem vereinfachten Verfahren gemäß § 6 Abs. 2 

Niedersächsisches Raumordnungsgesetz in Verbindung mit § 8 Abs. 2 Satz 1 Raumordnungsgesetz 

(ROG) durchgeführt werden kann.  

Voraussetzung für ein vereinfachtes Verfahren ist unter anderem, dass nach § 8 Abs. 2 Satz 1 ROG 

festgestellt wird, dass die vorgesehene RROP-Änderung voraussichtlich keine erheblichen 

Umweltauswirkungen haben wird. Mithilfe dieser als „Screening“ bezeichneten Prüfung soll 

festgestellt werden, ob die Durchführung einer Umweltprüfung für die vorgesehene RROP-Änderung 

entbehrlich ist. Dabei sind gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 ROG die öffentlichen Stellen, deren umwelt- und 

gesundheitsbezogener Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen der RROP-Änderung berührt 

werden kann, zu beteiligen. 

Deshalb erhalten Sie als Anlage 1 die Screening-Unterlage, in der die bisherigen Erwägungen bezüglich 

der Entbehrlichkeit einer Umweltprüfung für diese Änderung des RROP dargestellt sind. Hierzu bitte 

ich Sie um Stellungnahme bis zum 

[DATUM] (Frist zum Beispiel 1 Monat) 

 

per E-Mail an [E-MAILADRESSE] oder postalisch an [POSTADRESSE]. 

Die beteiligten Stellen können Sie dem beigefügten Verteiler (Anlage 2) entnehmen. Sollten aus Ihrer 

Sicht weitere Stellen mit umwelt- und gesundheitsbezogenem Aufgabenbereich zu beteiligen sein, 

bitte ich um kurzfristige Rückmeldung. 

 

[Grußformel] 

Anlagen 
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II.a) Öffentliche Bekanntmachung über die Auslegung des Entwurfs über die 
Neuaufstellung des RROP 
 
 

Rn. Gliederung Bekanntmachungstext Erläuterungen / 
Hinweise  

1 Überschrift Neuaufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP) des 
Landkreises [NAME] 
 

Im Folgenden 
„Landkreis [NAME]“; 
Region Hannover 
anpassen 

2 Überschrift Auslegung mit Beteiligung – Entwurf 
[DATUM] 

 

3 Vorbemerkung Mit Bekanntmachung der allgemeinen 
Planungsabsichten vom [DATUM] ist das 
Verfahren zur Neuaufstellung des 
Regionalen Raumordnungsprogramms 
(RROP) für den Landkreis [NAME] 
eingeleitet worden.  
 

 

4 Hinweis zur 
Beschlussfassung 
(optional) 

 

Der [Kreistag, Kreisausschuss] hat in seiner 
Sitzung am [DATUM] den Entwurf zur 
Neuaufstellung des RROP [JAHR] 
beschlossen.  
 

 

5 Verfahrenshinweis Zu diesem Entwurf des RROP wird das 
Beteiligungsverfahren eingeleitet. 

§ 9 Abs. 2 ROG in 
Verbindung mit § 3 
Abs. 3 NROG 

6 Bedeutung des 
RROP 

Im vorliegenden Entwurf des RROP ist die 
angestrebte räumliche und strukturelle 
Entwicklung des Landkreises für einen 
zehnjährigen Zeitraum dargelegt.  

 

7 Hinweis auf die Art 
und den Ort der 
ausgelegten 
Unterlagen 

Die folgenden Unterlagen  
1. Entwurf der Satzung bestehend aus 

a) Satzungstext  
b) beschreibender Darstellung 
c) zeichnerischer Darstellung 

(im Maßstab 1:50.000)  
2. Begründung mit Anlagen  
3. Umweltbericht 
4. [Platzhalter für weitere 

zweckdienliche Unterlagen] 
 

können in der Zeit vom  
 
 [DATUM] bis [DATUM] 
beim   
 Landkreis [NAME]  
 Anschrift, Zimmer 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: ggf. besondere 
Fachbeiträge näher 
bezeichnen. 
 
Auslegemindestdauer 
beträgt einen Monat, 
siehe § 9 Abs. 2 ROG 
 
 
Detaillierte Angaben 
zur öffentlichen 
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während der Öffnungszeiten [genaue 
Angabe] oder nach Terminvereinbarung 
[Angabe Kontaktmöglichkeit] eingesehen 
werden.  
 

Auslegung und 
Raumsituation (z.B. Flur 
oder separater Raum) 
sind möglich und 
zweckmäßig. Eine 
Datenschutzerklärung 
ist den ausgelegten 
Unterlagen beizufügen. 

8 Ergänzender 
Hinweis auf 
digitale 
Unterlagen 

Die Unterlagen können auch auf folgender 
Internetseite eingesehen und 
heruntergeladen werden: [LINK]  
 

 

9 Hinweis zur 
Umweltprüfung 

Auf Grundlage des Umweltberichts erfolgt 
eine Umweltprüfung, bei der die 
erheblichen Auswirkungen des geplanten 
RROP auf die folgenden Schutzgüter 
überprüft werden: 
 
1. Menschen, einschließlich der 

menschlichen Gesundheit, Tiere, 
Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft, 

3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
sowie 

4. die Wechselwirkung zwischen den 
vorgenannten Schutzgütern. 

 

 

10 Frist und Form Bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungszeit, d.h. bis zum [DATUM] 
kann zum Entwurf des RROP, zu der 
Begründung und zum Umweltbericht in 
schriftlicher oder elektronischer Form 
Stellung genommen werden. Die 
Stellungnahmen sind zu richten an:  
 
[E-Mailadresse/anderer elektronischer 
Zugang] 
 
oder 
    
[Landkreis [NAME]  
Anschrift]  
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11 Präklusion Mit Ablauf der oben angegebenen 
Stellungnahmefrist sind alle 
Stellungnahmen zu den Unterlagen 
ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 
 

Es besteht Hinweispflicht. 

12 Datenschutzhinweise  Im Falle einer Stellungnahme werden 
personenbezogene Daten zum 
Zwecke des laufenden 
Regionalplanungsverfahrens 
(einschließlich der Ermittlung und 
Abwägung betroffener Belange und 
Dokumentation des 
ordnungsgemäßen Verfahrens) 
gespeichert und verarbeitet. Weitere 
Informationen zum Datenschutz sind 
unter [LINK] veröffentlicht. Fragen 
können auch an die verantwortliche 
Person für den Datenschutz des 
Landkreises [NAME] [Kontaktdaten] 
gerichtet werden.  
 

ggf. Absprache mit dem 
Datenschutzbeauftragten 
 
Datenschutzhinweise sind 
bei Auslegung und 
Internetbereitstellung 
verpflichtend 
bereitzustellen. Dabei sollte 
der Zweck der Verarbeitung 
noch umfassender 
aufbereitet werden. 

13 Unterschrift / 
Ausfertigung 

[ORT], [DATUM], L. S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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Fließtext 
 
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) des Landkreises [NAME] 
Auslegung mit Beteiligung – Entwurf [DATUM] 
 
Mit Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten vom [DATUM] ist das Verfahren zur 
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis [NAME] 
eingeleitet worden.  
 
Der [Kreistag, Kreisausschuss] hat in seiner Sitzung am [DATUM] den Entwurf zur Neuaufstellung 
des RROP [JAHR] beschlossen.  
 
Zu diesem Entwurf des RROP wird das Beteiligungsverfahren eingeleitet. 
 
Im vorliegenden Entwurf des RROP ist die angestrebte räumliche und strukturelle Entwicklung des 
Landkreises für einen zehnjährigen Zeitraum dargelegt.  
 
Die folgenden Unterlagen  

1. Entwurf der Satzung bestehend aus 
a) Satzungstext  
b) beschreibender Darstellung 
c) zeichnerischer Darstellung (im Maßstab 1:50.000)  

2. Begründung mit Anlagen  
3. Umweltbericht 
4. [Platzhalter für weitere zweckdienliche Unterlagen] 

 
können in der Zeit vom  
 

[DATUM] bis [DATUM] 
 
beim   

Landkreis [NAME] 
Anschrift, Zimmer 

 
während der Öffnungszeiten [genaue Angabe] oder nach Terminvereinbarung [Angabe 
Kontaktmöglichkeit] eingesehen werden.  
Die Unterlagen können auch auf folgender Internetseite eingesehen und heruntergeladen werden:  
 

[LINK] 
 
Auf Grundlage des Umweltberichts erfolgt eine Umweltprüfung, bei der die erheblichen 
Auswirkungen des geplanten RROP auf die folgenden Schutzgüter überprüft werden: 
 

1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere,  
Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 
4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 

 
Bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungszeit, d.h. bis zum [DATUM] kann zum 
Entwurf des RROP, zu der Begründung und zum Umweltbericht in schriftlicher oder elektronischer 
Form Stellung genommen werden. Die Stellungnahmen sind zu richten an:  
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[E-Mailadresse/anderer elektronischer Zugang] 
 

oder 
    

[Landkreis [NAME] 
Anschrift] 

 
Mit Ablauf der oben angegebenen Stellungnahmefrist sind alle Stellungnahmen zu den Unterlagen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Im Falle einer Stellungnahme werden personenbezogene Daten zum Zwecke des laufenden 
Regionalplanungsverfahrens (einschließlich der Ermittlung und Abwägung betroffener Belange und 
Dokumentation des ordnungsgemäßen Verfahrens) gespeichert und verarbeitet. Weitere 
Informationen zum Datenschutz sind unter [LINK] veröffentlicht. Fragen können auch an die 
verantwortliche Person für den Datenschutz des Landkreises [NAME] [Kontaktdaten] gerichtet 
werden.  
 
[ORT], [DATUM], L. S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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II.b) Öffentliche Bekanntmachung über die Auslegung des Entwurfs über eine 

Änderung des RROP 
 

Rn. Gliederung Bekanntmachungstext Erläuterungen / Hinweise  

1 Überschrift [X.] Änderung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP) [JAHR]  
des Landkreises [NAME] 

Im Folgenden „Landkreis 
[NAME]“; Region Hannover 
anpassen 

2 Überschrift Auslegung mit Beteiligung – Entwurf 
[DATUM] 

 

3 Vorbemerkung Mit Bekanntmachung der allgemeinen 
Planungsabsichten vom [DATUM] ist das 
Verfahren zur [X.] Änderung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP) [in den 
Teilabschnitten X] durch den Landkreis 
[NAME] eingeleitet worden. 

 

4 Hinweis zur 
Beschlussfassung 

(optional) 

Der [Kreistag, Kreisausschuss] hat in seiner 
Sitzung am [DATUM] den Entwurf zur [X.] 
Änderung des RROP [DATUM] beschlossen.  

 

5 Verfahrens-
hinweis 

Zu dem Entwurf der [X.] Änderung wird das 
Beteiligungsverfahren eingeleitet. 

§ 9 Abs. 2 ROG in 
Verbindung mit § 3 Abs. 3 
NROG 

6 Anlass der 
Änderung 

(optional)  

Der Bedarf das RROP zu ändern ergibt sich 
aus den folgenden Gründen: 

● Sachlicher Grund für Änderung 

● Politischer Auftrag für Änderung 

● Rechtsprechung (Unwirksamkeit von 

Bestandteilen des Plans) 

● LROP- Anpassung 

Je nach Anlass der 
Änderung auswählen, 
ergänzen bzw. 
ausformulieren; z.B. 
Anpassung an geändertes 
LROP, inhaltliche(r) 
Schwerpunkt(e) als 
Schlagwort 

7 

 

Inhalte der 
Änderung 

Inhalt(e) des Planentwurfes sind: 

●  

Nennung der geänderten 
Kapitel, Zusammenfassung 
des Inhaltes, ggf. räumliche 
Eingrenzung der 
Änderung(en)  

8 Hinweis auf die 
Art und den Ort 
der ausgelegten 
Unterlagen 

Die folgenden Unterlagen  

1. Entwurf der Änderungssatzung 
bestehend aus 

a) Satzungstext  
b) beschreibender Darstellung 

zutreffende (Teil-
)Unterlagen auswählen; 
kann z.B. auch nur ein Teil 
der beschreibenden 
Darstellung oder Teil der 
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c) zeichnerischer Darstellung 
(im Maßstab 1:50.000)  

2. Begründung mit Anlagen  
3. Umweltbericht 
4. [Platzhalter für weitere 

zweckdienliche Unterlagen], 
 

können in der Zeit vom 

[DATUM] bis [DATUM] 

beim   

  Landkreis [NAME] 
                             Anschrift, Zimmer 

während der Öffnungszeiten [genaue 
Angabe] oder nach Terminvereinbarung 
[Angabe Kontaktmöglichkeit] eingesehen 
werden.  

 

zeichnerischen Darstellung 
(Änderungskarte) sein 

 

 

 

 

 

Auslegemindestdauer 
beträgt einen Monat, siehe 
§ 9 Abs. 2 ROG 

 

Detaillierte Angaben zur 
öffentlichen Auslegung und 
Raumsituation (z.B. Flur 
oder separater Raum) sind 
möglich und zweckmäßig. 
Eine Datenschutzerklärung 
ist den ausgelegten 
Unterlagen beizufügen. 

9 Ergänzender 
Hinweis auf 
digitale 
Unterlagen 

Die Unterlagen können auch auf folgender 
Internetseite eingesehen und 
heruntergeladen werden: [LINK] 

  

 

10 Hinweis zur 
Umweltprüfung 

Auf Grundlage des Umweltberichts erfolgt 
eine Umweltprüfung, bei der die erheblichen 
Auswirkungen der geplanten RROP-
Änderung auf die folgenden Schutzgüter 
überprüft werden: 

1. Menschen, einschließlich der 
menschlichen Gesundheit, Tiere, 
Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft, 

3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
sowie 

4. die Wechselwirkung zwischen den 
vorgenannten Schutzgütern. 

 

Kann entbehrlich sein, 
wenn Screening keine 
Umweltauswirkungen 
ergibt (§ 8 Abs. 2 ROG)  
 Dokumentationspflicht 

11 Frist und Form Bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der 
Auslegungszeit, d.h. bis zum [DATUM] kann 
zu dem Entwurf der Planänderung und den 
weiteren Unterlagen in schriftlicher oder 
elektronischer Form Stellung genommen 

 



31 
 

werden. Die Stellungnahmen sind zu richten 
an:  

[E-Mailadresse/anderer elektronischer 
Zugang] 

oder 

[Landkreis NAME  
Anschrift] 

 

12 Präklusion Mit Ablauf der oben angegebenen 
Stellungnahmefrist sind alle Stellungnahmen 
zu den Unterlagen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

 

 

13 Datenschutzhin-
weise 

Im Falle einer Stellungnahme werden 
personenbezogene Daten zum Zwecke des 
laufenden Regionalplanungsverfahrens 
(einschließlich der Ermittlung und Abwägung 
betroffener Belange und Dokumentation des 
ordnungsgemäßen Verfahrens) gespeichert 
und verarbeitet. Weitere Informationen zum 
Datenschutz sind unter [LINK] veröffentlicht. 
Fragen können auch an die verantwortliche 
Person für den Datenschutz des Landkreises 
[NAME] [Kontaktdaten] gerichtet werden.  

 

ggf. Absprache mit 
Datenschutzbeauftragten 

Datenschutzhinweise sind 
bei Auslegung und 
Internetbereitstellung 
verpflichtend 
bereitzustellen. Dabei 
sollte der Zweck der 
Verarbeitung noch 
umfassender aufbereitet 
werden. 

14 Datum, 
Unterschrift 

[ORT], [DATUM], L.S. 

[NAME] 

Der Landrat 
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Fließtext 
 
[X.] Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) [JAHR] des Landkreises [NAME] 
Auslegung mit Beteiligung – Entwurf [DATUM] 
 
Mit Bekanntmachung der allgemeinen Planungsabsichten vom [DATUM] ist das Verfahren zur [X.] 
Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) [in den Teilabschnitten X] durch den 
Landkreis [NAME] eingeleitet worden. 
Der [Kreistag, Kreisausschuss] hat in seiner Sitzung am [DATUM] den Entwurf zur [X.] Änderung des 
RROP [DATUM] beschlossen.  
 
Zu dem Entwurf der [X.] Änderung wird das Beteiligungsverfahren eingeleitet. 
 
Der Bedarf das RROP zu ändern ergibt sich aus den folgenden Gründen: [zutreffende Stichworte 
aufgreifen und ausformulieren] 

 Sachlicher Grund für Änderung 

 Politischer Auftrag für Änderung 

 Rechtsprechung (Unwirksamkeit von Bestandteilen des Plans) 

 LROP- Anpassung 
 

Inhalt(e) des Planentwurfes sind: […] 
  
Die folgenden Unterlagen  

1. Entwurf der Änderungssatzung bestehend aus 
a) Satzungstext  
b) beschreibender Darstellung 
c) zeichnerischer Darstellung (im Maßstab 1:50.000)  

2. Begründung mit Anlagen  
3. Umweltbericht 
4. [Platzhalter für weitere zweckdienliche Unterlagen] 

können in der Zeit vom 
[DATUM] bis [DATUM] 

beim   
Landkreis [NAME] 
Anschrift, Zimmer 

 
während der Öffnungszeiten [genaue Angabe] oder nach Terminvereinbarung [Angabe 
Kontaktmöglichkeit] eingesehen werden.  
 
Die Unterlagen können auch auf folgender Internetseite eingesehen und heruntergeladen werden: 
[LINK] 
  
Auf Grundlage des Umweltberichts erfolgt eine Umweltprüfung, bei der die erheblichen Auswirkungen 
der geplanten RROP-Änderung auf die folgenden Schutzgüter überprüft werden: 
 

1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere,  
Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 
4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 
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Bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungszeit, d.h. bis zum [DATUM] kann zu dem 
Entwurf der Planänderung und den weiteren Unterlagen in schriftlicher oder elektronischer Form 
Stellung genommen werden. Die Stellungnahmen sind zu richten an:  
 

[E-Mailadresse/anderer elektronischer Zugang] 
 

oder 
 

[Landkreis NAME 
Anschrift] 

 
Mit Ablauf der oben angegebenen Stellungnahmefrist sind alle Stellungnahmen zu den Unterlagen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Im Falle einer Stellungnahme werden personenbezogene Daten zum Zwecke des laufenden 
Regionalplanungsverfahrens (einschließlich der Ermittlung und Abwägung betroffener Belange und 
Dokumentation des ordnungsgemäßen Verfahrens) gespeichert und verarbeitet. Weitere Informationen 
zum Datenschutz sind unter [LINK] veröffentlicht. Fragen können auch an die verantwortliche Person 
für den Datenschutz des Landkreises [NAME] [Kontaktdaten] gerichtet werden.  
 
[ORT], [DATUM], L.S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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II.c) Anschreiben für das Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 2 ROG bzw. 

§ 3 Abs. 2 NROG 
 

Allgemeines 
 

Bei diesem Beteiligungsschreiben liefert bereits die öffentliche Bekanntmachung über die Auslegung 

der Entwurfsunterlagen für die Öffentlichkeit wichtige Inhalte.  

Die Adressaten des Beteiligungsschreibens sind durch § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 NROG vorgegeben. Die 

VV-NROG/ROG – RROP geben hierzu in Nr. 2.3.2.1 bis Nr. 2.3.2.4 wichtige Hinweise. Ein Verteiler über 

die für seinen Planungsraum zuständigen öffentlichen Stellen sollte ständig aktuell gehalten werden.  

Aufgrund der großräumigen Auswirkungen der Planungen, zum Beispiel bei Vorranggebieten 

Windenergienutzung, sollte geprüft werden, inwieweit auch Stellen außerhalb des eigenen 

Planungsraumes (z. B. die Träger der vorbereitenden Bauleitplanung der benachbarten Landkreise) zu 

beteiligen sind. 

Auch sollte der Verteiler dem Anschreiben beigefügt werden, weil es immer wieder zu Rückfragen 

kommt, ob denn die Beteiligung umfassend vorgenommen wurde.  

Starnofsky, in Pielok/Starnofsky, NROG-Kommentar, 2018, § 3 Ziffer 2.4, sieht für die Freigabe des 

RROP-Entwurfs für das Beteiligungsverfahren aus kommunalrechtlichen Gründen zumindest einen 

Beschluss durch den Hauptausschuss (Kreisausschuss) vor. 

Eine flächenhafte Versendung des RROP-Entwurfs (Satzung, beschreibende Darstellung, zeichnerische 

Darstellung, Begründung, Umweltbericht, ggf. weitere Anlagen) in gedruckter Form ist nur noch in 

besonders gelagerten Einzelfällen erforderlich. Die Beteiligungsunterlagen können auch per E-Mail, 

durch Versendung auf elektronischen Datenträgern oder durch die Bereitstellung aller 

Entwurfsunterlagen im Internet für die öffentlichen Stellen bereitgestellt und damit übermittelt 

werden. Für die Bereitstellung im Internet ist im Anschreiben die Internetadresse anzugeben.  

Mit dem Unterrichtungsschreiben und der Übermittlung bzw. Bereitstellung der Unterlagen sind die 

öffentlichen Stellen auf die Stellungnahmemöglichkeit, die Äußerungsfrist sowie auf die Präklusion 

verspäteter Stellungnahmen hinzuweisen.  

Die Äußerungsfrist darf einen Monat (§ 9 Abs. 2 Satz 3 ROG) nicht unterschreiten und sollte nicht mehr 

als drei Monate betragen.  

Sofern die Abgabe von Stellungnahmen nicht über eine elektronische Beteiligungsplattform möglich 

ist, könnte für die eingehenden Stellungnahmen ein Funktionspostfach gewählt werden. Hierüber 

kann eine automatische Eingangsbestätigung generiert werden; ein Anspruch hierauf besteht jedoch 

nicht.  
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Mustertext: 
[Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms für den Landkreis [NAME] 
hier: Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 2 ROG bzw. § 3 Abs. 2 NROG für den Entwurf [DATUM] 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der [Kreistag/Kreisausschuss] des Landkreises [NAME] hat am [DATUM] den Entwurf [DATUM] zur 

[Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) als Grundlage zur 

Durchführung des Beteiligungsverfahren beschlossen. 

Der Entwurf und die weiteren Unterlagen sind:  

1. Satzung bestehend aus 

a. Satzungstext 

b. beschreibender Darstellung / bzw. geänderte Teile 

c. zeichnerischer Darstellung im Maßstab 1:50.000 / bzw. geänderte Teile 

2. Begründung 

3. Umweltbericht 

4. [weitere zweckdienliche Unterlagen]. 

Ich gebe Ihnen hiermit Gelegenheit, zu den o.g. Unterlagen Stellung zu nehmen. Eine Bereitstellung 

der genannten Unterlagen erfolgt auf der Internetseite des Landkreises [NAME] unter [LINK]. Auf eine 

Übersendung der Unterlagen wird u.a. wegen ihres Gesamtumfangs verzichtet. Auf Anforderung kann 

der Entwurf auch in gedruckter Form übersandt werden.  

Ich bitte um Zusendung Ihrer Stellungnahme bis zum  

[DATUM] (Frist: ein bis drei Monate), 

vorzugsweise elektronisch (per E-Mail an [E-MAILADRESSE]). Es ist ebenso möglich, mir die 

Stellungnahme schriftlich an [POSTADRESSE] zukommen zu lassen. (optional: Es erfolgt keine 

gesonderte Eingangsbestätigung zu abgegebenen Stellungnahmen.)  

Sofern mir nach Ablauf der Frist keine Stellungnahme vorliegt, gehe ich davon aus, dass Ihre 

wahrzunehmenden Belange nicht berührt werden und Ihrerseits gegen die [Neuaufstellung/Änderung] 

des RROP keine Bedenken bestehen. Mit Ablauf der o.a. Frist sind alle Stellungnahmen ausgeschlossen, 

die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 9 Abs. 2 Satz 4 ROG in Verbindung mit § 3 

Abs. 2 Satz 5 NROG). (optional: Dieser Ausschluss hat keinen Einfluss auf gerichtliche 

Rechtschutzmöglichkeiten.) 

Sofern Sie Anregungen zum als Anlage beigefügten Verteiler der am Planungsprozess beteiligten 

öffentlichen Stellen haben, wäre ich für einen entsprechenden Hinweis dankbar. 

 

[Grußformel] 

Anlage 
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III.a) Öffentliche Bekanntmachung über die erneute Auslegung mit 

eingeschränkter Beteiligung   

                                                                
Rn. Gliederung  Bekanntmachungstext  Erläuterungen / Hinweise  

1 Überschrift Neuaufstellung/[X.] Änderung des 
Regionalen Raumordnungsprogramms 
(RROP) für den Landkreis [NAME]  
 

Im Folgenden „Landkreis 
[NAME]“; Region Hannover 
anpassen 

2 Überschrift Erneute Auslegung mit eingeschränkter 
Beteiligung – Entwurf [DATUM] 
                                                                   

 

3 Verfahrensstand/ 
Anlass 

Zu einem [ersten/vorherigen] Entwurf 
des RROP [JAHR] / der [X.] Änderung 
des RROP [JAHR] wurde [ZEITANGABE] 
bereits ein Beteiligungsverfahren 
durchgeführt. Aufgrund 
 

 der Ergebnisse dieses 
Verfahrens  

 einer Änderung und damit 
Anpassungspflicht an das 
Landes-
Raumordnungsprogramm 

 einer Änderung der Rechtslage 
 

wurde der Entwurf des RROP/ der [X.] 
Änderung des RROP überarbeitet. In 
Bezug auf diese Überarbeitung wird ein 
erneutes Beteiligungsverfahren 
durchgeführt. 
 

Ggf. Verweis auf Datum der 
Bekanntmachung der 
vorherigen Beteiligung 
 
Anlass des erneuten 
Verfahrens benennen; 
zutreffendes auswählen und 
ausformulieren 

4 Inhaltliche 
Beschreibung der 
wesentlichen 
Änderungen am 
Entwurf 

Im Planentwurf wurden folgende 
Änderungen vorgenommen: 
 
[…] 
 
 

Änderungen aufzählen, was 
sich gegenüber dem 
vorangegangenen 
Planentwurf geändert hat 
(ggf. im Text klarstellen) 

5 Hinweis auf die Art 
und den Ort der 
ausgelegten 
Unterlagen 

Die folgenden Unterlagen  
1. Entwurf der 

Satzung/Änderungssatzung 
bestehend aus 

a) Satzungstext  
b) beschreibender 

Darstellung 
c) zeichnerischer 

Darstellung (im 
Maßstab 1:50.000)  

2. Begründung mit Anlagen  
3. Umweltbericht 
4. [Platzhalter für weitere 

zweckdienliche Unterlagen] 

zutreffende (Teil-)Unterlagen 
auswählen; kann z.B. auch 
nur der Teil der 
beschreibenden Darstellung 
oder zeichnerischen 
Darstellung 
(Änderungskarte) sein, vgl. § 
9 Abs. 3 S.1 ROG 
 
 
 
 
Detaillierte Angaben zur 
öffentlichen Auslegung und 
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können in der Zeit vom 
 

[DATUM] bis [DATUM] 
 
beim   
 Landkreis [Name]  
 Anschrift, Zimmer 
 
während der Öffnungszeiten [genaue 
Angabe] oder nach Terminvereinbarung 
[Angabe Kontaktmöglichkeit] 
eingesehen werden.  
 

Raumsituation (z.B. Flur oder 
separater Raum) sind 
möglich und zweckmäßig. 
Eine Datenschutzerklärung 
ist den ausgelegten 
Unterlagen beizufügen. 

6 Ergänzender 
Hinweis auf digitale 
Unterlagen 

Die geänderten Unterlagen können 
auch auf folgender Internetseite 
eingesehen und heruntergeladen 
werden: [LINK] 
 

 

7 Beschränkung auf 
geänderte 
Teilbereiche 

Die Änderungen sind kenntlich 
gemacht. Ausschließlich zu diesen 
geänderten Teilen wird erneut 
Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben.  
 
 

Kenntlichmachung der 
Änderungen – auch 
Streichungen – erforderlich 
in den Unterlagen; 
Art und Weise der 
Kenntlichmachung in den 
ausliegenden Unterlagen 
beschreiben 
 
§ 9 Abs. 3 Satz 1 ROG 

8 Frist und Form Bis spätestens [ZWEI] Wochen nach 
Ablauf der Auslegungszeit, d.h. bis zum 
[DATUM] kann insoweit zu den 
ausgelegten Unterlagen in schriftlicher 
oder elektronischer Form Stellung 
genommen werden. Die 
Stellungnahmen sind zu richten an:  
 
[E-Mailadresse/anderer elektronischer 
Zugang] 
 
oder 
    
[Landkreis [NAME]  
Anschrift] 
 

Zwei Wochen Regelfall, bei 
Verkürzung Rn. 9a beachten 
 
 
 
 
 
 
 

9a Verkürzung der 
Auslegungsdauer 
und Frist zur 
Stellungnahme 
(optional, falls 
angemessen) 
 

Aufgrund des begrenzten Umfangs der 
Entwurfsänderungen ist/sind  

 die Dauer der Auslegung 
und/oder  

 die Frist zur Stellungnahme  
verkürzt worden. 
 
 

Ausdrücklich auf Verkürzung 
hinweisen, Angemessenheit 
richtet sich nach dem 
Umfang der Änderung(en) 
und Verfahrensstand 
§ 9 Abs. 3 Satz 2 ROG 
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9b Einschränkung des 
Beteiligtenkreises 
(optional, selten) 

Die Änderungen befinden sich 
ausschließlich auf dem Gebiet der 
Gemeinde [NAME] ohne Auswirkungen 
auf Nachbarkommunen, daher wird die 
Möglichkeit zur Äußerung beschränkt 
auf die von der Änderung berührte 
Öffentlichkeit sowie in ihren Belangen 
berührte öffentliche Stellen.  
 

Grundzüge der Planung 
dürfen nicht berührt sein; 
Beteiligtenkreis muss 
eindeutig bestimmbar sein  
§ 9 Abs. 3 Satz 3 ROG  
 

10 Präklusion Mit Ablauf der oben angegebenen 
Stellungnahmefrist sind alle 
Stellungnahmen zu den geänderten 
Teilen der Unterlagen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 

§ 9 Abs. 2 Satz 4 ROG 

11 Datenschutz-
hinweise 
 

Im Falle einer Stellungnahme werden 
personenbezogene Daten zum Zwecke 
des laufenden 
Regionalplanungsverfahrens 
(einschließlich der Ermittlung und 
Abwägung betroffener Belange und 
Dokumentation des ordnungsgemäßen 
Verfahrens) gespeichert und 
verarbeitet. Weitere Informationen zum 
Datenschutz sind unter [LINK] 
veröffentlicht. Fragen können auch an 
die verantwortliche Person für den 
Datenschutz des Landkreises [NAME] 
(Kontaktdaten) gerichtet werden.  
 

ggf. Absprache mit 
Datenschutzbeauftragten 
 
Datenschutzhinweise sind 
bei Auslegung und 
Internetbereitstellung 
verpflichtend 
sicherzustellen. Dabei sollte 
der Zweck der Verarbeitung 
noch umfassender 
aufbereitet werden. 

12 Datum, 
Unterschrift 

[ORT], [DATUM], L.S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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Fließtext  
 
Neuaufstellung/[X.] Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den 
Landkreis [NAME]  
Erneute Auslegung mit eingeschränkter Beteiligung – Entwurf [DATUM] 
 
Zu einem [ersten/vorherigen] Entwurf des RROP [JAHR] / der [X.] Änderung des RROP [JAHR] wurde 
[ZEITANGABE] bereits ein Beteiligungsverfahren durchgeführt. Aufgrund [zutreffende Stichworte 
aufgreifen und ausformulieren] 

• der Ergebnisse dieses Verfahrens  
• einer Änderung und damit Anpassungspflicht an das Landes-

Raumordnungsprogramm 
• einer Änderung der Rechtslage 

wurde der Entwurf des RROP/ der [X.] Änderung des RROP überarbeitet. In Bezug auf diese 
Überarbeitung wird ein erneutes Beteiligungsverfahren durchgeführt. 
 
Im Planentwurf wurden folgende Änderungen vorgenommen: […] 
 
Die folgenden Unterlagen [zutreffende Unterlagen auswählen] 

1. Entwurf der Satzung/Änderungssatzung bestehend aus 
a. Satzungstext  
b. beschreibende Darstellung 
c. zeichnerische Darstellung (im Maßstab 1:50.000)  

2. Begründung mit Anlagen  
3. Umweltbericht 
4. [Platzhalter für weitere zweckdienliche Unterlagen] 

können in der Zeit vom 
[DATUM] bis [DATUM] 

beim   
Landkreis [Name]  
Anschrift, Zimmer 

 
während der Öffnungszeiten [genaue Angabe] oder nach Terminvereinbarung [Angabe 
Kontaktmöglichkeit] eingesehen werden.  
Die geänderten Unterlagen können auch auf folgender Internetseite eingesehen und 
heruntergeladen werden: 
 

[LINK] 
Die Änderungen sind kenntlich gemacht. Ausschließlich zu diesen geänderten Teilen wird erneut 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  
 
Bis spätestens [ZWEI] Wochen nach Ablauf der Auslegungszeit, d.h. bis zum [DATUM] kann 
insoweit zu den ausgelegten Unterlagen in schriftlicher oder elektronischer Form Stellung 
genommen werden. Die Stellungnahmen sind zu richten an:  
 

[E-Mailadresse/anderer elektronischer Zugang] 
 

Oder 
 

[Landkreis [NAME]  
[Anschrift] 
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(optional: Aufgrund des begrenzten Umfangs der Entwurfsänderungen ist/sind  

• die Dauer der Auslegung und/oder  
• die Frist zur Stellungnahme  

verkürzt worden.) 
 
(optional: Die Änderungen befinden sich ausschließlich auf dem Gebiet der Gemeinde [NAME] ohne 
Auswirkungen auf Nachbarkommunen, daher wird die Möglichkeit zur Äußerung beschränkt auf die 
von der Änderung berührte Öffentlichkeit sowie in ihren Belangen berührte öffentliche Stellen.)  
 
Mit Ablauf der oben angegebenen Stellungnahmefrist sind alle Stellungnahmen zu den geänderten 
Teilen der Unterlagen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Im Falle einer Stellungnahme werden personenbezogene Daten zum Zwecke des laufenden 
Regionalplanungsverfahrens (einschließlich der Ermittlung und Abwägung betroffener Belange und 
Dokumentation des ordnungsgemäßen Verfahrens) gespeichert und verarbeitet. Weitere 
Informationen zum Datenschutz sind unter [LINK] veröffentlicht. Fragen können auch an die 
verantwortliche Person für den Datenschutz des Landkreises [NAME] (Kontaktdaten) gerichtet 
werden.  
 
[ORT], [DATUM], L.S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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III.b) Anschreiben für das erneute Beteiligungsverfahren gemäß 

§ 9 Abs. 3 ROG  
 
Allgemeines 
 
Bei diesem Beteiligungsschreiben für die öffentlichen Stellen liefert bereits die öffentliche 

Bekanntmachung über die erneute Auslegung mit eingeschränkter Beteiligung der Entwurfsunterlagen 

für die Öffentlichkeit wichtige Inhalte.  

Wird der Entwurf des RROP während des Verfahrens geändert oder ergänzt, ist grundsätzlich ein 

erneutes Beteiligungsverfahren für die Öffentlichkeit und öffentlichen Stellen erforderlich. Im 

nachfolgenden Mustertext wird davon ausgegangen, dass dem erneuten Beteiligungsverfahren 

aufgrund der inhaltlichen Änderung des RROP-Entwurfes eine erneute Beschlussfassung des Kreistages 

oder Kreisausschusses vorausgegangen ist. Andernfalls ist das Schreiben anzupassen. 

Die erneute Beteiligung wird von einer erstmaligen oder stärkeren Berührung von Belangen abhängig 

gemacht.  

Eine Verfahrensbeschleunigung wird durch § 9 Abs. 3 Satz 1 ROG in sachlicher Hinsicht ermöglicht, da 

nur der geänderte Teil erneut auszulegen ist und die Stellungnahmemöglichkeit auf die geänderten 

Teile des Planentwurfs, die kenntlich zu machen sind, beschränkt werden darf.  

Durch § 9 Abs. 3 Satz 2 ROG können die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellungnahme zum 

neuen RROP-Entwurf verkürzt werden (Beschränkung der Beteiligung in zeitlicher Hinsicht). Die Frist 

muss aber immer angemessen sein.  

Durch § 9 Abs. 3 Satz 3 ROG kann das erneute Beteiligungsverfahren auf die von der Änderung in ihren 

Belangen berührten öffentlichen Stellen beschränkt werden.  
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Mustertext: 
[Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis 
[NAME] 
hier: Erneutes Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 3 ROG für den Entwurf [DATUM] 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der [Kreistag/Kreisausschuss] des Landkreises [NAME] hat am [DATUM] den überarbeiteten Entwurf 

[DATUM] zur [Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) als 

Grundlage zur Durchführung des erneuten Beteiligungsverfahrens beschlossen. 

Zu einem [ersten/vorherigen] Entwurf des RROP [DATUM] / der X. Änderung des RROP [DATUM] wurde 

bereits ein Beteiligungsverfahren durchgeführt. Anlass des erneuten Beteiligungsverfahren ist [zum 

Beispiel Änderung des LROP, Planungen Dritter, Auswertung der Stellungnahmen aus der vorherigen 

Beteiligung usw.]. Vorrangig geändert wurden Ziele und Grundsätze zu folgenden Themen/Kapiteln … 

[grob skizzieren].  

Der Entwurf und weitere Unterlagen sind:  

1. Satzung bestehend aus 

a. Satzungstext 

b. beschreibender Darstellung / ggf. geänderte Teile 

c. zeichnerischer Darstellung im Maßstab 1:50.000 / ggf. geänderte Teile (Änderungskarte) 

2. Begründung 

3. Umweltbericht 

4. [weitere zweckdienliche Unterlagen]. 

Ich gebe Ihnen hiermit gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 ROG in Bezug auf die geänderten Teile, die in den 

Unterlagen kenntlich gemacht sind, Gelegenheit zur Stellungnahme. Eine Bereitstellung der genannten 

Unterlagen erfolgt auf der Internetseite des Landkreises [NAME] unter [LINK]. Auf Anforderung können 

die Unterlagen auch in gedruckter Form übersandt werden.  

Ich bitte um Zusendung Ihrer Stellungnahme bis zum  

[DATUM] (Frist: i.d.R. 1 Monat) 

vorzugsweise elektronisch (per E-Mail an [E-MAILADRESSE]). Es ist ebenso möglich, mir die 

Stellungnahme schriftlich an [POSTADRESSE] zukommen zu lassen. (optional: Es erfolgt keine 

gesonderte Eingangsbestätigung auf die abgegebenen Stellungnahmen.) 

(optional: Aufgrund des begrenzten Umfangs der Entwurfsänderungen ist die Frist zur Stellungnahme 

verkürzt worden.) 

Sofern mir nach Ablauf der Frist keine Stellungnahme vorliegt, gehe ich davon aus, dass Ihre 

wahrzunehmenden Belange nicht berührt werden und Ihrerseits gegen die vorgesehenen Änderungen 

im Entwurf [DATUM] zur [Neuaufstellung/Änderung] des RROP keine Bedenken bestehen. Mit Ablauf 

der o.a. Frist sind alle Stellungnahmen zu den Entwurfsänderungen ausgeschlossen, die nicht auf 

besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 9 Abs. 2 Satz 4 ROG in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Satz 

5 NROG). (optional: Dies hat keinen Einfluss auf gerichtliche Rechtschutzmöglichkeiten.) 
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Sofern Sie Anregungen zum als Anlage beigefügten Verteiler der am Planungsprozess beteiligten 

öffentlichen Stellen haben, wäre ich für einen kurzfristigen Hinweis dankbar. 

 

[Grußformel] 

Anlage 
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III.c) Einladung zum Erörterungstermin gemäß § 3 Abs. 4 NROG 
 
Allgemeines 
 
Das NROG sieht in § 3 Abs. 4 Satz 1 eine zwingende Erörterung von Anregungen und Bedenken mit 

folgenden öffentlichen Stellen vor: 

- Landkreise und kreisfreie Städte, die nicht Träger der Regionalplanung sind, 

- vom Land anerkannte, nach ihrer Satzung landesweit tätige Naturschutzvereinigungen, 

- kreisangehörige Gemeinden und Samtgemeinden, 

- benachbarte Träger der Regionalplanung und 

- öffentlich-rechtlich Verpflichtete in gemeindefreien Gebieten.  

Eine Erörterung mit weiteren öffentlichen Stellen ist möglich, ggf. bei speziellen Fragestellungen auch 

zielführend. Eine Erörterung mit der Öffentlichkeit kann dazu beitragen, die Transparenz des 

Neuaufstellungs- bzw. Änderungsverfahrens zu erhöhen.   

Raumordnerische Regularien zur Durchführung des Erörterungstermins bestehen nicht. Es können 

auch mehrere, thematisch gegliederte Termine stattfinden.  

Wurden mehrere Beteiligungsverfahren durchgeführt, können die eingegangenen Anregungen und 

Bedenken entweder zusammenfassend erörtert werden oder nach jeder Beteiligungsrunde. Bei RROP-

Neuaufstellungen oder komplexeren Änderungen, die sich erfahrungsgemäß über mehrere Jahre 

erstrecken, ist Letzteres ratsam. 

Zur Vorbereitung auf den Termin ist es sinnvoll, Abwägungsvorschläge für die Beteiligten rechtzeitig 

vor dem Erörterungstermin (auf der eigenen Internetseite) zur Verfügung zu stellen. Es ist zudem 

zweckmäßig, eine Tagesordnung beizufügen. Dies gilt umso mehr, wenn der Termin auf mehrere Tage 

aufgeteilt wird. 

Nur die wesentlichen Anregungen und Belange müssen erörtert werden. Einen Anspruch auf 

Erörterung jedes – auch nur geringfügigen – Vorbringens besteht nicht. 

Ein Ergebnisprotokoll (kein Wortprotokoll) ist im Hinblick auf das Genehmigungsverfahren und zur 

Dokumentation des Abwägungsprozesses angebracht.  

Der folgende Mustertext trifft für eine Erörterung zu, die ausdrücklich ohne die Öffentlichkeit, aber 

mit allen öffentlichen Stellen stattfindet. Aufgrund der Besonderheiten eines jeden 

Erörterungstermins ist der folgende Mustertext daher nur bedingt zutreffend und selbstredend im 

Einzelfall anzupassen.  

Sofern beabsichtigt ist, während des Erörterungstermins zur inhaltsgetreuen Erfassung der 

Wortbeiträge Tonaufnahmen zu fertigen, muss datenschutzrechtlich an die Einverständniserklärung 

der Teilnehmerinnen und Teilnehmer gedacht werden. 
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Mustertext: 
[Neuaufstellung/Änderung] des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis 
[NAME] 
hier: Einladung zur Erörterung gemäß § 3 Abs. 4 NROG 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Landkreis [NAME] als Träger der Regionalplanung [erstellt/ändert] zurzeit sein Regionales 

Raumordnungsprogramm (RROP). 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens sind zahlreiche Stellungnahmen eingegangen, die vorbereitend 

ausgewertet [wurden/werden] und nunmehr mündlich erörtert werden sollen, soweit sie sich auf 

wesentliche Inhalte der Planung beziehen. Von einer Erörterung mit der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 

4 Satz 2 Niedersächsisches Raumordnungsgesetz (NROG) sehe ich ab. 

Zu diesem nicht öffentlichen Erörterungstermin lade ich Sie hiermit ein. Der Termin findet statt am  

[DATUM und UHRZEIT]  

[ORT]  

Sollte die Erörterung am [DATUM] nicht beendet sein, wird sie am gleichen Ort am darauffolgenden 

Tag, dem [DATUM] um [UHRZEIT] Uhr fortgeführt. (optional: Eine Teilnahme ist nur nach einer 

verbindlichen Anmeldung unter Angabe Ihrer Institution und Ihres Namens an die o.a. E-Mailadresse 

bis zum [DATUM] möglich.) Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass aus Kapazitätsgründen maximal 2 

Personen pro Institution zugelassen werden. 

Es sollen nur Anregungen und Bedenken erörtert werden, die sich auf wesentliche Inhalte der Planung 

beziehen. Beteiligte haben keinen Anspruch auf Erörterung jedes – auch nur geringfügigen – 

Vorbringens. Die Erörterung dient nicht der Wiederholung bereits vorgebrachter Stellungnahmen, 

sondern der Klärung möglicherweise weiterhin bestehender Differenzen zwischen einer 

Stellungnahme eines Beteiligten und dem Abwägungsvorschlag des Landkreises [NAME]. 

Zur Vorbereitung der Erörterung steht ab dem [DATUM oder sofort] auf der Internetseite [LINK] des 

Landkreises [NAME] folgende Unterlagen zur Verfügung: 

- vorläufige Bewertung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen des 

Beteiligungsverfahrens zum Entwurf (Abwägungssynopse).  

Darüber hinaus ist der Entwurf (beschreibende Darstellung, zeichnerische Darstellung, Begründung 

und Umweltbericht) mit den sich aus dem Beteiligungsverfahren ergebenden, beabsichtigten 

Änderungen auf der o.a. Internetseite eingestellt. Von einer gesonderten Übersendung in Papierform 

sehe ich ab. 

Die Ergebnisse der Erörterung werden dokumentiert. (optional: Bitte beachten Sie, dass während des 

Erörterungstermins zur inhaltsgetreuen Erfassung der Wortbeiträge Tonaufnahmen gefertigt werden.) 

 

[Grußformel] 
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IV.a) Öffentliche Bekanntmachung von Genehmigung und Inkrafttreten einer RROP-

Neuaufstellung  

 

Rn. Gliederung Bekanntmachungstext Erläuterungen / Hinweise  

1 Überschrift  
 

Regionales Raumordnungsprogramm 
(RROP) [JAHR] für den Landkreis [NAME]  

 

2 Überschrift Genehmigung und Inkrafttreten  
 

 

3 Information über 
die beschlossene 
Satzung zur 
Aufstellung des 
RROP 

Der Kreistag des Landkreises [NAME] hat in 
seiner Sitzung am [DATUM] das Regionale 
Raumordnungsprogramm [JAHR] für den 
Landkreis [NAME] als Satzung beschlossen.  

Sofern der RROP-Titel auch 
eine Jahreszahl umfassen 
soll, sollte die Jahreszahl des 
Beschlusses oder des 
Inkrafttretens des RROP 
verwendet werden. 
 

4 Nennung der 
Rechtsgrundlagen 
mit Fundstellen 
(optional) 

[Platzhalter, siehe Eingangsformel mit 
Ermächtigungsgrundlage im Satzungstext 
gemäß Mustertext V.a), Rn. 2]  

Die 
Ermächtigungsgrundlagen 
müssen zumindest in der 
Satzung benannt und dort 
vollständig mit Fundstelle 
zitiert werden.  
 
 

5 Hinweis auf 
Genehmigung 

Mit [BESCHEID] vom [DATUM] 
[AKTENZEICHEN des ArL] hat das Amt für 
regionale Landesentwicklung [NAME] das 
Regionale Raumordnungsprogramm [JAHR] 
für den Landkreis [NAME] genehmigt. 
 

Hier ist darauf zu achten, mit 
welcher Überschrift das ArL 
den 
„Genehmigungsbescheid“ 
versehen hat. Es wird oft der 
Begriff „Verfügung“ 
verwendet. Die 
Bekanntmachung soll den 
tatsächlich verwendeten 
Begriff aufgreifen. 

6 Ggf. Hinweis auf 
Maßgaben/Neben
bestimmungen 
und erfolgten 
Beitrittsbeschluss 
(falls zutreffend) 

Die Genehmigung erfolgte unter 
Maßgaben und Nebenbestimmungen. Mit 
Beschluss vom [DATUM] ist der Kreistag 
des Landkreises [NAME] den Maßgaben 
beigetreten. Damit hat die Satzung ihre 
abschließende Gestalt erhalten. 

Falls Genehmigung 
Maßgaben bzw. 
Nebenbestimmungen 
enthält. Selten: von der 
Genehmigung 
ausgenommene Teile 

7 Information über 
das Inkrafttreten  
 
 
 
Nennung des 
Außerkrafttretens, 
falls zutreffend 

Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung 
tritt das RROP [JAHR] für den Landkreis 
[NAME] in Kraft. (optional: 
Rechtsgrundlage ist § 10 Abs. 1 
Raumordnungsgesetz (ROG) [FUNDSTELLE] 
in Verbindung mit § 5 Abs. 6 NROG 
[FUNDSTELLE].) 
 
Gleichzeitig tritt das RROP [JAHR] für den 
Landkreis [NAME] außer Kraft.  
 
 

Grundlage ist § 10 Abs. 1 
ROG.  
Bei Neuaufstellung eines 
RROP ist in der Satzung 
immer nur dann das 
gleichzeitige 
Außerkrafttreten des alten 
RROP zu regeln, wenn das 
alte RROP nicht schon vorher 
unwirksam geworden ist, 
insbes. durch Fristablauf 
nach § 5 Abs. 7 NROG.  
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8 Hinweis auf die Art 
der ausgelegten 
Unterlagen  

Zu jedermanns Einsicht liegen gemäß § 10 
Abs. 2 und 3 ROG aus:  

 Satzung über das RROP [JAHR] 
einschließlich der beschreibenden 
und der zeichnerischen Darstellung 

 Begründung 

 [Umweltbericht] 

 zusammenfassende Erklärung über 
die Ergebnisse der Umweltprüfung 
und der Beteiligung, die 
alternativen Planmöglichkeiten 
und die vorgesehenen 
Überwachungsmaßnahmen  

 Rechtsbehelfsbelehrung. 
Die vorbenannten Unterlagen entsprechen 
dem Beitrittsbeschluss zur Genehmigung 

vom [DATUM] und den 
Nebenbestimmungen.   

Grundlage ist § 10 Abs. 2 
ROG. 
 
Soweit es zur 
beschreibenden oder 
zeichnerischen Darstellung 
Anhänge gibt, sollten diese 
der Vollständigkeit halber 
benannt werden. Gleiches 
gilt für die Begründung (z.B. 
Sonderteil zum Thema 
Windenergie, Fachbeiträge, 
Methodenband, Beikarten). 
 
Es wird empfohlen, den 
Umweltbericht auszulegen, 
dies ist jedoch nicht 
gesetzlich vorgeschrieben. 

 

9 Ort zur 
Einsichtnahme und 
ergänzender 
Hinweis auf 
digitale Unterlagen 

Die Unterlagen können ab dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung beim 
Landkreis [NAME] eingesehen werden. Die 
Einsichtnahme ist im Dienstgebäude des 
Landkreises [NAME], [Straße, PLZ, Ort] 
möglich. Darüber hinaus stehen die 
Unterlagen unter folgender 
Internetadresse bereit: [LINK] 

Auch hier kann optional die 
Rechtsgrundlage/Fundstelle 
angegeben werden: § 10 
Abs. 2 ROG. 
 
Optional können 
Öffnungszeiten und genauer 
Raum der Bereithaltung 
angeben werden. 
 
Empfohlener Text ist ggf. 
anzupassen, wenn 
Internetbereitstellung erst 
später erfolgt (§ 3 Abs. 5 
NROG). 
 

10 Planerhaltungs-
hinweise  

Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit 
des RROP [JAHR] gemäß § 11 Abs. 5 ROG 
sowie § 7 Abs. 1 Satz 2 NROG werden  

 eine beachtliche Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften bei 
der Aufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (§ 11 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 ROG sowie § 7 Abs. 1 Satz 1 
NROG), 

 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs (§ 11 Abs. 3 ROG), 

 eine beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über die Umweltprüfung 
(§ 11 Abs. 4 ROG), 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
gegenüber dem Landkreis [NAME] unter 
Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend 

Die Hinweise nach § 11 ROG 
und § 7 NROG sind zu 
veröffentlichen, damit nach 
Ablauf der Rügefrist von 
einem Jahr die genannten 
beachtlichen Fehler – soweit 
vorhanden – unbeachtlich 
werden und damit der Plan 
endgültig wirksam wird.   
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gemacht worden sind. Die Jahresfrist 
beginnt mit dieser öffentlichen 
Bekanntmachung. 

11 Rechtsbehelfs-
belehrung  
(optional) 
 

Innerhalb eines Jahres nach dieser 
Bekanntmachung kann beim 
Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht 
in Lüneburg ein Antrag auf Überprüfung 
von in der Satzung enthaltenen 
Vorschriften auf ihre Gültigkeit gestellt 
werden (Normenkontrolle gemäß § 47 
Verwaltungsgerichtsordnung). Die 
Jahresfrist beginnt mit dieser öffentlichen 
Bekanntmachung. 
 

Gesetzlich gefordert ist nur 
der Hinweis auf die 
ausliegende 
Rechtsbehelfsbelehrung (vgl. 
Rn. 8), nicht die Wiedergabe 
ihres Wortlauts in der 
Bekanntmachung, s. 
§ 10 Abs. 2 Satz 1 ROG. 
Daher kann im 
Bekanntmachungstext auch 
auf die Wiedergabe der 
Rechtsbehelfsbelehrung 
verzichtet werden.  
 
Hinweis zu Satz 2: Die zur 
Einsichtnahme 
bereitgehaltenen Unterlagen 
(einschließlich Internet) 
müssen eine 
Rechtsbehelfsbelehrung 
unter Angabe des Zeitpunkts 
der Bekanntmachung über 
das Inkrafttreten enthalten. 

12 Datum, 
Unterschrift 

[ORT], [DATUM], L.S. 
[NAME] 
Der Landrat 

 

Es wird empfohlen, 
beglaubigte Abschriften 
auszulegen, um die Echtheit 
und Übereinstimmung der 
Dokumente mit der 
Beschluss- und 
Genehmigungsfassung zu 
belegen. 
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Fließtext  
 
Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) [JAHR] für den Landkreis [NAME]  
Genehmigung und Inkrafttreten  
 
Der Kreistag des Landkreises [NAME] hat in seiner Sitzung am [DATUM] das Regionale 
Raumordnungsprogramm [JAHR] für den Landkreis [NAME] als Satzung beschlossen.  
 
[Platzhalter, siehe Eingangsformel mit Ermächtigungsgrundlage im Satzungstext gemäß Mustertext 
V.a), Rn. 2]  
 
Mit [BESCHEID] vom [DATUM] [AKTENZEICHEN des ArL] hat das Amt für regionale Landesentwicklung 
[NAME] das Regionale Raumordnungsprogramm [JAHR] für den Landkreis [NAME] genehmigt. 
 
Die Genehmigung erfolgte unter Maßgaben und Nebenbestimmungen. Mit Beschluss vom [DATUM] ist 
der Kreistag des Landkreises [NAME] den Maßgaben beigetreten. Damit hat die Satzung ihre 
abschließende Gestalt erhalten. 
 
Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung tritt das RROP [JAHR] für den Landkreis [NAME] in Kraft. 
(optional: Rechtsgrundlage ist § 10 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) [FUNDSTELLE] in Verbindung mit 
§ 5 Abs. 6 NROG [FUNDSTELLE].) 
 
Gleichzeitig tritt das RROP [JAHR] für den Landkreis [NAME] außer Kraft.  
 
Zu jedermanns Einsicht liegen gemäß § 10 Abs. 2 und 3 ROG aus:  

 Satzung über das RROP [JAHR] einschließlich der beschreibenden und der zeichnerischen 
Darstellung 

 Begründung 

 [Umweltbericht] 

 zusammenfassende Erklärung über die Ergebnisse der Umweltprüfung und der Beteiligung, die 
alternativen Planmöglichkeiten und die vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen  

 Rechtsbehelfsbelehrung. 
 
Die vorbenannten Unterlagen entsprechen dem Beitrittsbeschluss zur Genehmigung vom [DATUM] und 
den Nebenbestimmungen.   
Die Unterlagen können ab dem Tage dieser öffentlichen Bekanntmachung beim Landkreis [NAME] 
eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist im Dienstgebäude des Landkreises [NAME], [Straße, PLZ, 
Ort] möglich. Darüber hinaus stehen die Unterlagen unter folgender Internetadresse bereit: 

 
[LINK] 

 
Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit des RROP [JAHR] gemäß § 11 Abs. 5 ROG sowie § 7 Abs. 1 Satz 
2 NROG werden  

 eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften bei der Aufstellung des 
Regionalen Raumordnungsprogramms (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ROG sowie § 7 Abs. 1 Satz 1 
NROG), 

 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 11 Abs. 3 ROG), 

 eine beachtliche Verletzung der Vorschriften über die Umweltprüfung (§ 11 Abs. 4 ROG), 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres gegenüber dem Landkreis [NAME] unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Die Jahresfrist beginnt mit dieser 
öffentlichen Bekanntmachung. 
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(Optional: Innerhalb eines Jahres nach dieser Bekanntmachung kann beim Niedersächsischen 
Oberverwaltungsgericht in Lüneburg ein Antrag auf Überprüfung von in der Satzung enthaltenen 
Vorschriften auf ihre Gültigkeit gestellt werden (Normenkontrolle gemäß § 47 
Verwaltungsgerichtsordnung). Die Jahresfrist beginnt mit dieser öffentlichen Bekanntmachung.) 
 
[ORT], [DATUM], L.S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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IV.b) Öffentliche Bekanntmachung von Genehmigung und Inkrafttreten einer 

RROP-Änderung 
 

Rn. Gliederung Bekanntmachungstext Erläuterungen / Hinweise  

1 Überschrift  
 

[X.] Änderung des Regionales 
Raumordnungsprogramms (RROP) 
[JAHR] für den Landkreis [NAME]  

 

2 Überschrift Genehmigung und Inkrafttreten  
 

 

3 Information über 
die beschlossene 
Satzung zur 
Änderung des 
RROP 

Der Kreistag des Landkreises [NAME] hat 
in seiner Sitzung am [DATUM] die [X.] 
Änderung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms [JAHR] für den 
Landkreis [NAME] als Satzung 
beschlossen.  

Sofern der RROP-Titel auch eine 
Jahreszahl umfassen soll, sollte 
die Jahreszahl des Beschlusses 
oder des Inkrafttretens des 
RROP verwendet werden. 
 

4 Nennung der 
Rechtsgrundlagen 
mit Fundstellen 
(optional) 

[Platzhalter, siehe Eingangsformel mit 
Ermächtigungsgrundlage im Satzungstext 
gemäß Mustertext V.b), Rn. 3]  
  
  
 

Die Ermächtigungsgrundlagen 
müssen in der Satzung benannt 
und dort vollständig mit 
Fundstelle zitiert werden.  
 
 

5 Hinweis auf 
Genehmigung 

Mit [BESCHEID] vom [DATUM] 
[AKTENZEICHEN des ArL] hat das Amt für 
regionale Landesentwicklung [NAME] die 
[X.] Änderung des Regionale 
Raumordnungsprogramms [Jahr] für den 
Landkreis [NAME] genehmigt. 
 

Hier ist darauf zu achten, mit 
welcher Überschrift das ArL den 
„Genehmigungsbescheid“ 
versehen hat. Es wird oft der 
Begriff „Verfügung“ verwendet. 
Die Bekanntmachung soll den 
tatsächlich verwendeten Begriff 
aufgreifen. 

6 Hinweis auf 
Maßgaben/Neben
bestimmungen 
und erfolgten 
Beitrittsbeschluss 
(falls zutreffend) 

Die Genehmigung erfolgte unter 
Maßgaben und Nebenbestimmungen. 
Mit Beschluss vom [DATUM] ist der 
Kreistag des Landkreises [NAME] den 
Maßgaben beigetreten. Damit hat die 
Änderungssatzung ihre abschließende 
Gestalt erhalten. 

Falls Genehmigung Maßgaben 
bzw. Nebenbestimmungen 
enthält. Selten: von der 
Genehmigung ausgenommene 
Teile 

7 Information über 
das Inkrafttreten 
 

 

Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung 
tritt die Satzung zur [X.] Änderung der 
Satzung vom [DATUM 
Schlussausfertigung der Satzung] über 
das RROP [JAHR] für den Landkreis 
[NAME] in Kraft. (optional: 
Rechtsgrundlage ist § 10 Abs. 1 
Raumordnungsgesetz (ROG) 
[FUNDSTELLE] in Verbindung mit § 5 Abs. 
6 NROG [FUNDSTELLE].) 
 
 
 
 

Grundlage ist § 10 Abs. 1 ROG.  
 
Auch hier sollten 
Rechtsgrundlagen/Fundstellen 
angegeben werden. 
Auf genaue Bezeichnung der 
Satzungen achten. 
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8 Hinweis auf die Art 
der ausgelegten 
Unterlagen  

Zu jedermanns Einsicht liegen gemäß 
§ 10 Abs. 2 und 3 ROG aus:  

 Satzung über die [X.] Änderung 
des RROP [Jahr] einschließlich der 
beschreibenden und der 
zeichnerischen Darstellung 

 Begründung 

 [Umweltbericht] 

 zusammenfassende Erklärung 
über die Ergebnisse der 
Umweltprüfung und der 
Beteiligung, die alternativen 
Planmöglichkeiten und die 
vorgesehenen 
Überwachungsmaßnahmen  

 Rechtsbehelfsbelehrung 
Die vorbenannten Unterlagen 
entsprechen dem Beitrittsbeschluss zur 
Genehmigung vom [DATUM] und den 
Nebenbestimmungen.  

Grundlage ist § 10 Abs. 2 und 3 
ROG. 
 
Die bereitzuhaltenden 
Unterlagen hängen vom Inhalt 
der Änderung ab. 
 
Soweit es zur beschreibenden 
oder zeichnerischen 
Darstellung Anhänge gibt, sind 
diese der Vollständigkeit 
halber mit zu benennen. 
Gleiches gilt für die 
Begründung (z.B. Sonderteil 
zum Thema Windenergie, 
Fachbeiträge, Methodenband, 
Beikarten). 
 
Es wird empfohlen, den 
Umweltbericht grundsätzlich 
auszulegen, dies ist jedoch nicht 
gesetzlich vorgeschrieben. 
 
Selten: Der Umweltbericht und 
die zusammenfassende 
Erklärung entfallen bei 
geringfügigen Änderungen des 
RROP ohne Umweltprüfung (§ 8 
Abs. 2 ROG in Verbindung mit 
§ 6 Abs. 2 NROG). 

9 Ort der 
Einsichtnahme und 
ergänzender 
Hinweis auf 
digitale Unterlagen 

Die Unterlagen können ab dem Tage 
dieser öffentlichen Bekanntmachung 
beim Landkreis [NAME] eingesehen 
werden. Die Einsicht ist im 
Dienstgebäude des Landkreises [NAME], 
[Straße, PLZ, Ort] möglich. Darüber 
hinaus stehen die Unterlagen unter 
folgender Internetadresse bereit: [LINK] 

Auch hier kann optional die 
Rechtsgrundlage/Fundstelle 
angegeben werden: § 10 Abs. 2 
ROG. 
Optional können 
Öffnungszeiten und genauer 
Raum der Bereithaltung 
angegeben werden. 
 
Empfohlener Text ist ggf. 
anzupassen, wenn 
Internetbereitstellung erst 
später erfolgt (§ 3 Abs. 5 
NROG). 

10 Planerhaltungs-
hinweise  

Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit 
der [X.] Änderung des RROP [JAHR] 
gemäß § 11 Abs. 5 ROG sowie § 7 Abs. 1 
Satz 2 NROG werden  

 eine beachtliche Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften bei 
der Aufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (§ 11 

Die Hinweise nach § 11 ROG 
und § 7 NROG sind zu 
veröffentlichen, damit nach 
Ablauf der Rügefrist von einem 
Jahr die genannten 
beachtlichen Fehler – soweit 
vorhanden – unbeachtlich 
werden und damit der Plan 
endgültig wirksam wird.   
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Abs. 1 Nr. 1 und 2 ROG sowie § 7 
Abs. 1 Satz 1 NROG), 

 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs (§ 11 Abs. 3 
ROG), 

 eine beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über die Umweltprüfung 
(§ 11 Abs. 4 ROG), 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
gegenüber dem Landkreis [NAME] unter 
Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Die Jahresfrist 
beginnt mit dieser öffentlichen 
Bekanntmachung. 

 
Bei geringfügigen Änderungen 
des RROP ohne Umweltprüfung 
(§ 8 Abs. 2 ROG in Verbindung 
mit § 6 Abs. 2 NROG) sind die 
auf die Umweltprüfung 
bezogenen Fehler nicht 
aufzulisten. 

11 Rechtsbehelfs-
belehrung  
(optional) 
 

Innerhalb eines Jahres nach dieser 
Bekanntmachung kann beim 
Niedersächsischen 
Oberverwaltungsgericht in Lüneburg ein 
Antrag auf Überprüfung von in der 
Satzung enthaltenen Vorschriften auf ihre 
Gültigkeit gestellt werden 
(Normenkontrolle gemäß § 47 
Verwaltungsgerichtsordnung). Die 
Jahresfrist beginnt mit dieser öffentlichen 
Bekanntmachung. 
 

Gesetzlich gefordert ist nur der 
Hinweis auf die ausliegende 
Rechtsbehelfsbelehrung (vgl. 
Rn. 8), nicht die Wiedergabe 
ihres Wortlauts in der 
Bekanntmachung, s. § 10 Abs. 2 
Satz 1 ROG. Daher kann im 
Bekanntmachungstext auch auf 
die Wiedergabe der 
Rechtsbehelfsbelehrung 
verzichtet werden.  
 
Hinweis zu Satz 2: Die zur 
Einsichtnahme 
bereitgehaltenen Unterlagen 
(einschließlich Internet) müssen 
eine Rechtsbehelfsbelehrung 
unter Angabe des Zeitpunkts 
der Bekanntmachung über das 
Inkrafttreten enthalten. 

12 Datum, 
Unterschrift 

[ORT], [DATUM], L.S. 
[NAME] 
Der Landrat 

 

Es wird empfohlen, beglaubigte 
Abschriften auszulegen, um die 
Echtheit und Übereinstimmung 
der Dokumente mit der 
Beschluss- und 
Genehmigungsfassung zu 
belegen. 
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Fließtext  
 
[X.] Änderung des Regionales Raumordnungsprogramms (RROP) [JAHR] für den Landkreis [NAME]  
Genehmigung und Inkrafttreten  
 
Der Kreistag des Landkreises [NAME] hat in seiner Sitzung am [DATUM] die [X.] Änderung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms [JAHR] für den Landkreis [NAME] als Satzung beschlossen.  
 
[Platzhalter, siehe Eingangsformel mit Ermächtigungsgrundlage im Satzungstext gemäß Mustertext V.b), 
Rn. 2]  
  
Mit [BESCHEID] vom [DATUM] [AKTENZEICHEN des ArL] hat das Amt für regionale Landesentwicklung 
[NAME] die [X.] Änderung des Regionale Raumordnungsprogramms [Jahr] für den Landkreis [NAME] 
genehmigt. 
 
Die Genehmigung erfolgte unter Maßgaben und Nebenbestimmungen. Mit Beschluss vom [DATUM] ist 
der Kreistag des Landkreises [NAME] den Maßgaben beigetreten. Damit hat die Änderungssatzung ihre 
abschließende Gestalt erhalten. 
 
Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung tritt die Satzung zur [X.] Änderung der Satzung vom [DATUM 
Schlussausfertigung der Satzung] über das RROP [JAHR] für den Landkreis [NAME] in Kraft. (optional: 
Rechtsgrundlage ist § 10 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) [FUNDSTELLE] in Verbindung mit § 5 Abs. 6 
NROG [FUNDSTELLE].) 
 
Zu jedermanns Einsicht liegen gemäß § 10 Abs. 2 und 3 ROG aus:  

 Satzung über die [X.] Änderung des RROP [Jahr] einschließlich der beschreibenden und der 
zeichnerischen Darstellung 

 Begründung 

 [Umweltbericht] 

 zusammenfassende Erklärung über die Ergebnisse der Umweltprüfung und der Beteiligung, die 
alternativen Planmöglichkeiten und die vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen  

 Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Die vorbenannten Unterlagen entsprechen dem Beitrittsbeschluss zur Genehmigung vom [DATUM] und 
den Nebenbestimmungen.  
Die Unterlagen können ab dem Tage dieser öffentlichen Bekanntmachung beim Landkreis [NAME] 
eingesehen werden. Die Einsicht ist im Dienstgebäude des Landkreises [NAME], [Straße, PLZ, Ort] 
möglich. Darüber hinaus stehen die Unterlagen unter folgender Internetadresse bereit: 

[LINK] 
Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit der [X.] Änderung des RROP [JAHR] gemäß § 11 Abs. 5 ROG sowie 
§ 7 Abs. 1 Satz 2 NROG werden  

 eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften bei der Aufstellung des 
Regionalen Raumordnungsprogramms (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ROG sowie § 7 Abs. 1 Satz 1 
NROG), 

 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs (§ 11 Abs. 3 ROG), 

 eine beachtliche Verletzung der Vorschriften über die Umweltprüfung (§ 11 Abs. 4 ROG), 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres gegenüber dem Landkreis [NAME] unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Die Jahresfrist beginnt mit dieser 
öffentlichen Bekanntmachung. 
 
(Optional: Innerhalb eines Jahres nach dieser Bekanntmachung kann beim Niedersächsischen 
Oberverwaltungsgericht in Lüneburg ein Antrag auf Überprüfung von in der Satzung enthaltenen 
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Vorschriften auf ihre Gültigkeit gestellt werden (Normenkontrolle gemäß § 47 
Verwaltungsgerichtsordnung). Die Jahresfrist beginnt mit dieser öffentlichen Bekanntmachung.) 
 
[ORT], [DATUM], L.S. 
[NAME] 
Der Landrat 
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IV.c) Anschreiben zur Information über das Inkrafttreten des RROP / der 

RROP-Änderung und ggf. die Zuleitung des RROP an die Verfahrensbeteiligten  
 
Allgemeines 
 
Es ist zweckmäßig, die am Verfahren beteiligten öffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts, 

die öffentliche Aufgaben wahrnehmen und an die festgelegten Ziele der Raumordnung gebunden sind, 

über das Inkrafttreten des RROP/der RROP-Änderung zu informieren. Dazu könnte die öffentliche 

Bekanntmachung übersandt werden. Die Bereitstellung eines gedruckten Belegexemplars ist nicht 

zwingend erforderlich, der Hinweis auf eine elektronische Bereitstellung jedoch angezeigt.  

War im Verfahren eine Bundesgrenze überschreitende Beteiligung u.a. nach § 9 Abs. 4 Satz 4 ROG in 

Verbindung mit §§ 60 ff. UVPG erforderlich, ist entsprechend § 61 Abs. 2 UVPG den beteiligten 

Behörden des anderen Staates, die für die dortige Öffentlichkeitsbeteiligung zuständig sind, die 

planerische Entscheidung (Exemplar des Planentwurfs) mit den zugehörigen Unterlagen zu 

übermitteln. 

Bei diesem Schreiben an die Verfahrensbeteiligten liefert bereits die öffentliche Bekanntmachung über 

die Genehmigung und das Inkrafttreten des RROP / der RROP-Änderung wichtige Inhalte. 

Der nachfolgende Mustertext bezieht sich ausschließlich auf eine RROP-Neuaufstellung. Bei einer 

Änderung eines RROP muss daher der nachfolgende Text angepasst werden. 
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Mustertext: 
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) für den Landkreis [NAME] 
hier: RROP [JAHR] in Kraft getreten – Information an die Verfahrensbeteiligten 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das vom Kreistag des Landkreises [NAME] am [DATUM] als Satzung beschlossene Regionale 

Raumordnungsprogramm (RROP) [JAHR] wurde am [DATUM] vom Amt für regionale 

Landesentwicklung [NAME] genehmigt. Mit der als Anlage beigefügten öffentlichen Bekanntmachung 

dieser Genehmigung am [DATUM] im [VERKÜNDUNGSORGAN] ist das Regionale 

Raumordnungsprogramm [JAHR] für den Landkreis [NAME] in Kraft getreten.  

Die dort aufgeführten Unterlagen stehen unter folgender Internetadresse bereit: [LINK]. (optional: Ein 

gedrucktes Exemplar des RROP [JAHR] kann bei Bedarf angefordert werden.) 

Auf die Bindungswirkung der im RROP [JAHR] festgelegten Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

gemäß §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz weise ich ausdrücklich hin.  

 

[Grußformel] 

Anlage 
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V.a) Satzung RROP-Neuaufstellung 
 

Rn. Gliederung Satzungstext Erläuterungen / Hinweise 

1 Überschrift Satzung 
über das Regionale 

Raumordnungsprogramm (RROP) [JAHR] für 
den Landkreis [NAME] 

 

 

2 Eingangsformel 
mit 
Ermächtigungs-
grundlagen 

Aufgrund § 13 Abs. 1 und § 7 des 
Raumordnungsgesetzes (ROG) [FUNDSTELLE] 
in Verbindung mit § 5 Abs. 5 Satz 1 des 
Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes 
(NROG) [FUNDSTELLE] in Verbindung mit 
§ 10 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
[FUNDSTELLE] wird nach Beschluss des 
Kreistages des Landkreises [NAME] vom 
[DATUM] (optional: gemäß § 58 NKomVG) 
die nachstehende Satzung erlassen: 
 

Die Fundstellen müssen in der 
aktuell gültigen Fassung zitiert 
werden. Maßgeblich ist ihr 
Stand bei der letzten 
Beschlussfassung des 
Kreistages bzw. bei dessen 
Beitrittsbeschluss; Form z.B.: 
in der Fassung vom 
XX.XX.XXXX (Nds. GVBl. XXXX, 
S. XXX), zuletzt geändert durch 
… 
 
 

3 Satzungs-
bestandteile 

§ 1 Regionales Raumordnungsprogramm 
 
Das RROP [JAHR] für den Landkreis [NAME] 
besteht aus 

1. der beschreibenden Darstellung 
(Anlage 1) und 

2. der zeichnerischen Darstellung im 
Maßstab 1:50.000 (Anlage 2). 
 

Anhänge zu den Anlagen 1 
und 2 sind Bestandteil dieser 
Anlagen, müssen aber nicht 
gesondert erwähnt werden.  
 
Der Umweltbericht, die 
Begründung und ggf. weitere 
Unterlagen sind nicht 
Bestandteile der Satzung. 

4 Inkrafttreten 
sowie Außer-
Krafttreten der 
alten Satzung 
(sofern noch 
gültig) 

§ 2 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt mit der 
Bekanntmachung ihrer Genehmigung im 
[BEKANNTMACHUNGSORGAN] in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über das 
Regionale Raumordnungsprogramm [JAHR] 
für den Landkreis [NAME] [, zuletzt geändert 
durch …] außer Kraft. 
 

§ 10 Abs. 1 ROG in Verbindung 
mit § 5 Abs. 6 NROG 
 
 
Hinweis zu Abs. 2: Bei 
Neuaufstellung eines RROP ist 
in der Satzung immer nur 
dann das gleichzeitige 
Außerkrafttreten des alten 
RROP zu regeln, wenn das alte 
RROP nicht schon vorher 
unwirksam geworden ist, 
insbes. durch Fristablauf nach 
§ 5 Abs. 7 NROG. 
 

6 Datum, 
Unterschrift, 
Siegel 

[ORT], den [DATUM]  
 
Siegel 
 
[UNTERSCHRIFT] 
Landrat/Landrätin 
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Fließtext  
 

Satzung 
über das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) [JAHR] für den Landkreis [NAME] 

 
Aufgrund § 13 Abs. 1 und § 7 des Raumordnungsgesetzes (ROG) [FUNDSTELLE] in Verbindung mit § 5 
Abs. 5 Satz 1 des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes (NROG) [FUNDSTELLE] in Verbindung mit 
§ 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) [FUNDSTELLE] wird nach 
Beschluss des Kreistages des Landkreises [NAME] vom [DATUM] (optional: gemäß § 58 NKomVG) die 
nachstehende Satzung erlassen: 
 

§ 1 Regionales Raumordnungsprogramm 
 
Das RROP [JAHR] für den Landkreis [NAME] besteht aus 

1. der beschreibenden Darstellung (Anlage 1) und 
2. der zeichnerischen Darstellung im Maßstab 1:50.000 (Anlage 2). 

 
§ 2 Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung ihrer Genehmigung im [BEKANNTMACHUNGSORGAN] in 
Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über das Regionale Raumordnungsprogramm [JAHR] für den Landkreis 
[NAME] außer Kraft. 
 
[ORT], den [DATUM]  
 
Siegel 
 
[UNTERSCHRIFT] 
Landrat/Landrätin 
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V.b) Satzung RROP-Änderung 
 

Rn. Gliederung Satzungstext Erläuterungen / Hinweise 

1 Überschrift Satzung 
zur [X.] Änderung der Satzung vom 

[DATUM SCHLUSSAUSFERTIGUNG DER 
SATZUNG] über das Regionale 

Raumordnungsprogramm (RROP) [JAHR] 
für den Landkreis [NAME]  

 

 

2 Untertitel 
(optional) 

Kurzbezeichnung der Änderungssatzung Dies eignet sich für eingrenzbare 
Änderungen (z.B. nur Kapitel 
Windenergie). 

3 Eingangsformel 
mit 
Ermächtigungs-
grundlagen 

Aufgrund § 13 Abs. 1 und § 7 des 
Raumordnungsgesetzes (ROG) 
[FUNDSTELLE] in Verbindung mit § 5 
Abs. 5 Satz 1 und § 6 Abs. 1 des 
Niedersächsischen 
Raumordnungsgesetzes (NROG) 
[FUNDSTELLE] in Verbindung mit § 10 des 
Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) [FUNDSTELLE] wird nach 
Beschluss des Kreistages des Landkreises 
[NAME] vom [DATUM LETZTER 
BESCHLUSS ÄNDERUNGSSATZUNG] 
(optional: gemäß § 58 NKomVG) die 
nachstehende Satzung zur Änderung der 
Satzung vom [DATUM 
SCHLUSSAUSFERTIGUNG 
URSPRUNGSATZUNG], bekanntgemacht 
am [DATUM BEKANNTMACHUNG 
URSPRUNGSSATZUNG] im 
[VERKÜNDUNGSORGAN], erlassen: 
 

Die Fundstellen müssen in der 
aktuell gültigen Fassung zitiert 
werden. Maßgeblich ist ihr Stand 
bei der letzten Beschlussfassung 
des Kreistages bzw. bei dessen 
Beitrittsbeschluss; Form z.B.: in 
der Fassung vom XX.XX.XXXX 
(Nds. GVBl. XXXX, S. XXX), zuletzt 
geändert durch … 
 
. 
 

4 Änderungsbefehle § 1 Änderung des Regionalen 
Raumordnungsprogramms 

 
(1) § 1 Nr. 1 (beschreibende 
Darstellung – Anlage 1) wird wie folgt 
geändert: 
 

a. Kapitel/Abschnitt 
[NUMMERIERUNG] wird durch 
die aus Anlage [BEZEICHNUNG 
DER ANLAGE DER 
ÄNDERUNGSSATZUNG] 
ersichtliche Fassung ersetzt. 

b. In Kapitel/Abschnitt 
[NUMMERIERUNG] wird 

Die Änderungsbefehle 
und -gegenstände müssen 
eindeutig bezeichnet werden. 
Verschiedene Varianten sind nach 
Zweckmäßigkeitserwägungen 
denkbar. 
 
 
 
Buchstabe a. bis e. sind 
Beispielbefehle und bedürfen der 
Anpassung an den Einzelfall. 
Gängige Änderungsbefehle sind 
„ersetzen“, „einfügen“, 
„ergänzen“, „aufheben“ und 
„streichen“. 
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folgende [Ziffer/Satz] 
eingefügt: 
… 
 

c. Kapitel/Abschnitt 
[NUMMERIERUNG] wird um 
folgende [Ziffer/Satz] ergänzt: 
… 

 
d. Kapitel/Abschnitt/Satz 

[NUMMERIERUNG] wird 
aufgehoben. 
 

e. in Kapitel/Abschnitt 
[NUMMERIERUNG] wird Satz 
[BEZEICHNUNG] gestrichen. 

 
 
Alternative 1: (2) § 1 Nr. 2 
(zeichnerische Darstellung – Anlage 2) 
wird durch die Anlage [BEZEICHNUNG 
DER ANLAGE DER 
ÄNDERUNGSSATZUNG] ersetzt.  
 
Alternative 2: (2) § 1 Nr. 2 
(zeichnerische Darstellung – Anlage 2) 
wird wie folgt geändert:  
 

a. die Vorrang-/Vorbehalt-
/Eignungsgebiete 
[BEZEICHNUNG] werden durch 
die in Anlage [BEZEICHNUNG 
DER ANLAGE DER 
ÄNDERUNGSSATZUNG] 
dargestellten Vorrang-
/Vorbehalt-/Eignungsgebiete 
[BEZEICHNUNG] ersetzt.  

b. die Vorranggebiete 
[BEZEICHNUNG] werden um 
die in Anlage [BEZEICHNUNG 
DER ANLAGE DER 
ÄNDERUNGSSATZUNG] 
dargestellten Vorranggebiete 
[BEZEICHNUNG] ergänzt. 

c. die Vorranggebiete 
[BEZEICHNUNG] werden in der 
Anlage [BEZEICHNUNG DER 
ANLAGE DER 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alternative 1 ist die vollständige 
Ersetzung der bisherigen Anlage 
2. 
 
 
Alternative 2 stellt dar, wie nur 
Teile der zeichnerischen 
Darstellung geändert werden 
können. 
 
 
 
a. = vollständiger Austausch der 
Kulisse 
 
 
 
 
 
 
 
b. = Ergänzung der bestehenden 
Kulisse 
 
 
 
 
 
c. = neu hinzukommend Kulisse 
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ÄNDERUNGSSATZUNG] 
erstmalig festgelegt und die 
Kartenlegende wird um das 
Planzeichen [BEZEICHNUNG] 
ergänzt. 

d. die Vorranggebiete 
[BEZEICHNUNG] werden 
aufgehoben und das 
Planzeichen [BEZEICHNUNG] 
wird aus der Kartenlegende 
gestrichen.  

e. die Vorranggebiete 
[BEZEICHNUNG] werden 
entsprechend der Anlage 
[BEZEICHNUNG DER ANLAGE 
DER ÄNDERUNGSSATZUNG] 
aufgehoben. 

 

 
 
 
 
 
 
d. = vollständige, ersatzlose 
Aufhebung 
 
 
 
 
 
e. = teilweise Aufhebung 
 
 

5 Inkrafttreten 
Satzung 

§ 2 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt mit der 
Bekanntmachung ihrer Genehmigung im 
[BEKANNTMACHUNGSORGAN] in Kraft.  

 

6 Datum, 
Unterschrift, 
Siegel 

[Ort], den [DATUM] 
 
Siegel 
 
[UNTERSCHRIFT] 
Landrat/Landrätin 
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Fließtext  
 

Satzung 
zur [X.] Änderung der Satzung vom [DATUM SCHLUSSAUSFERTIGUNG DER SATZUNG] über das 

Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) [JAHR] für den Landkreis [NAME] 
 

[Kurzbezeichnung der Änderungssatzung] 
 
Aufgrund § 13 Abs. 1 und § 7 des Raumordnungsgesetzes (ROG) [FUNDSTELLE] in Verbindung mit § 5 Abs. 
5 Satz 1 und § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes (NROG) [FUNDSTELLE] in 
Verbindung mit § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) [FUNDSTELLE] 
wird nach Beschluss des Kreistages des Landkreises [NAME] vom [DATUM LETZTER BESCHLUSS 
ÄNDERUNGSSATZUNG] (optional: gemäß § 58 NKomVG) die nachstehende Satzung zur Änderung der 
Satzung vom [DATUM SCHLUSSAUSFERTIGUNG URSPRUNGSATZUNG], bekanntgemacht am [DATUM 
BEKANNTMACHUNG URSPRUNGSSATZUNG] im [VERKÜNDUNGSORGAN], erlassen: 
 

§ 1 Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms 
 
(1) § 1 Nr. 1 (beschreibende Darstellung – Anlage 1) wird wie folgt geändert: 
 

a. Kapitel/Abschnitt [NUMMERIERUNG] wird durch die aus Anlage [BEZEICHNUNG DER ANLAGE 
DER ÄNDERUNGSSATZUNG] ersichtliche Fassung ersetzt. 

b. In Kapitel/Abschnitt [NUMMERIERUNG] wird folgende [Ziffer/Satz] eingefügt: 
… 

 
c. Kapitel/Abschnitt [NUMMERIERUNG] wird um folgende [Ziffer/Satz] ergänzt: 

… 

 
d. Kapitel/Abschnitt/Satz [NUMMERIERUNG] wird aufgehoben. 

 
e. in Kapitel/Abschnitt [NUMMERIERUNG] wird Satz [BEZEICHNUNG] gestrichen. 

 
(2) 
 
Alternative 1: § 1 Nr. 2 (zeichnerische Darstellung – Anlage 2) wird durch die Anlage [BEZEICHNUNG DER 
ANLAGE DER ÄNDERUNGSSATZUNG] ersetzt.  
 
Alternative 2: § 1 Nr. 2 (zeichnerische Darstellung – Anlage 2) wird wie folgt geändert:  
 

a. die Vorrang-/Vorbehalt-/Eignungsgebiete [BEZEICHNUNG] werden durch die in Anlage 
[BEZEICHNUNG DER ANLAGE DER ÄNDERUNGSSATZUNG] dargestellten Vorrang-/Vorbehalt-
/Eignungsgebiete [BEZEICHNUNG] ersetzt.  

b. die Vorranggebiete [BEZEICHNUNG] werden um die in Anlage [BEZEICHNUNG DER ANLAGE 
DER ÄNDERUNGSSATZUNG] dargestellten Vorranggebiete [BEZEICHNUNG] ergänzt. 

c. die Vorranggebiete [BEZEICHNUNG] werden in der Anlage [BEZEICHNUNG DER ANLAGE DER 
ÄNDERUNGSSATZUNG] erstmalig festgelegt und die Kartenlegende wird um das Planzeichen 
[BEZEICHNUNG] ergänzt. 

d. die Vorranggebiete [BEZEICHNUNG] werden aufgehoben und das Planzeichen 
[BEZEICHNUNG] wird aus der Kartenlegende gestrichen.  

e. die Vorranggebiete [BEZEICHNUNG] werden entsprechend der Anlage [BEZEICHNUNG DER 
ANLAGE DER ÄNDERUNGSSATZUNG] aufgehoben. 
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§ 2 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung ihrer Genehmigung im [BEKANNTMACHUNGSORGAN] in 
Kraft.  
 
[Ort], den [DATUM] 
 
Siegel 
 
[UNTERSCHRIFT] 
Landrat/Landrätin 

 

 

 

    


